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Â 

Der Bescheid vom 06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12.12.2017 wird insofern aufgehoben, als mit diesem die Teilaufhebung
der Bescheide vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 nebst Neufeststellung
der Unfallfolgen verfÃ¼gt ist, dass das Ereignis vom 11.07.1988 allenfalls
zu einer Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne
strukturelle Verletzung des Kniebinnenraums gefÃ¼hrt habe.

Â 

Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Â 

Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Verfahrens zu 1/3.

Â 
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Tatbestand:

Â 

Die Beteiligten streiten die Berechtigung des KlÃ¤gers in Bezug auf weitere
Leistungen nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch [SGB VII] wegen eines
Arbeitsunfalls vom 11.07.1989.

Â 

Der am 1967 geborene KlÃ¤ger war als Lagerarbeiter bei der Firma â��GmbHâ�� in
KÃ¶ln beschÃ¤ftigt. Am 11.07.1989 verletzte sich der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
Verrichtung seiner TÃ¤tigkeit im Lager am rechten Knie. Nachdem er mit anderen
Kollegen einen LKW mit Waren beladen hatte, war er beim Abstieg von einer Leiter
abgerutscht.

Â 

Die RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten, die Berufsgenossenschaft, erkannte das
Ereignis mit Bescheid vom 11.05.1990 als Arbeitsunfall mit anteiliger endgradiger
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Kniegelenk sowie einer anteiligen geringen
Muskelminderung des groÃ�en Oberschenkelstreckers an. DemgegenÃ¼ber wurde
eine anteilige BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Kniegelenk und eine anteilige
Muskelminderung am Oberschenkel rechts nach Kreuzbandersatzplastik rechts
sowie Korbhenkelriss des rechten Meniskus nicht als Unfallfolge anerkannt, da diese
auf einen privaten Unfall 1987 beim FuÃ�ballspiel zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Dem
KlÃ¤ger wurde eine vorlÃ¤ufige Rente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
[MdE] von 20 % fÃ¼r den Zeitraum vom 13.11.1989 bis zum 31.07.1990 gewÃ¤hrt,
die in Form einer GesamtvergÃ¼tung in HÃ¶he von 2.224,90 DM ausgezahlt worden
ist.

Â 

Mit Bescheid vom 11.04.1991 gewÃ¤hrte die Berufsgenossenschaft dem KlÃ¤ger
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.08.1990 bis zum 31.03.1991 eine vorlÃ¤ufige Rente
nach einer MdE von 20 % mit einem Gesamtnachzahlungsbetrag von 2.134,48 â�¬.
Ã�ber den 31.03.1991 hinaus werde eine Weiterbewilligung von Rente abgelehnt,
weil die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers danach nicht mehr durch die Folgen des
Arbeitsunfalles in rentenberechtigendem Grad gemindert sei. Als Folgen des
Arbeitsunfalls wÃ¼rden ein operativ versorgter erneuter Riss des vorderen
Kreuzbandes des rechten Kniegelenkes mit anteiliger Muskelminderung des
Oberschenkels, muskulÃ¤r kompensierter KnieinstabilitÃ¤t sowie anteilige
endgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen des Kniegelenkes anerkannt werden. Als
Folgen des Arbeitsunfalles wÃ¼rden der Zustand nach mehrfachen Innenband- und
vorderen Kreuzbandersatz, eine Innenmeniskusoperation, wiederholte Arthroscopie
und eine Knorpelbehandlung des rechten Kniegelenkes aufgrund privater UnfÃ¤lle
demgegenÃ¼ber nicht anerkannt werden. Im Ã�brigen wird auf die AusfÃ¼hrungen
des Bescheides verwiesen.
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Â 

Eine Klage des KlÃ¤gers auf weitere Rentenleistungen zum Az. S 16 U 291/90 wurde
mit Urteil des SG KÃ¶ln vom 28.11.1991 rechtskrÃ¤ftig abgewiesen.

Â 

Am 12.01.2001 kam es zu einer erneuten Verletzung des rechten Kniegelenkes des
KlÃ¤gers wegen der die berufsgenossenschaft [BG] Ermittlungen aufgenommen
hatte. Dort wurde von einer MdE von 10 % fÃ¼r den erneuten Unfall ausgegangen,
weshalb Rentenleistungen mit Bescheid vom 27.11.2001 abgelehnt worden sind.
Die Berufsgenossenschaft verneinte auf Nachfrage das weitere Vorliegen einer MdE
von 10 % fÃ¼r die Folgen des Arbeitsunfalls vom 11.07.1989 fÃ¼r den Zeitraum ab
dem 01.04.1991.

Â 

Am 18.12.2015 kam es erneut zu einer Verletzung des rechten Knies des KlÃ¤gers,
der daraufhin Leistungen bei der BG geltend machte. Die BG meldete einen
Erstattungsanspruch bei der Beklagten an, weil sich herausgestellt habe, dass der
Unfall vom 11.07.1989 ursÃ¤chlich fÃ¼r den spÃ¤teren Unfall vom 12.01.2001
geworden sei. Mit Bescheid vom 13.06.2017 lehnte die BG weitere Leistungen fÃ¼r
Verletztengeld oder Verletztenrente ab.

Â 

Mit Schreiben seines ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 20.02.2017 beantragte der
KlÃ¤ger bei der Beklagten einen angemessenen Vorschuss nach Â§Â§ 42, 43 Erstes
Buch Sozialgesetzbuch [SGB I] auf die zu erwartende Rente. Der KlÃ¤ger habe
mehrere UnfÃ¤lle erlitten, die in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich der Beklagten fallen
wÃ¼rden. Nach einer Begutachtung fÃ¼r die BG durch Herrn, auf dessen
Gutachten vom 13.01.2017 verwiesen wird, stÃ¼nde fest, dass sich der
Knieschaden soweit entwickelt habe, dass die Voraussetzungen einer MdE von 30 %
vorliegen wÃ¼rden.

Â 

Die Beklagte holte daraufhin eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme durch Herrn
Dr. ein. Dieser ging in seinem Antwortschreiben vom 08.06.2017 davon aus, dass
die von HerrnÂ  vertretene Verneinung eines ursÃ¤chlichen Zusammenhanges
zwischen der inzwischen aufgetretenen Gonarthrose / dem teilprothetischen
Gelenkersatz und den spÃ¤teren Unfallereignissen des KlÃ¤gers vom 12.01.2001
und 18.12.2015 nachvollziehbar sei. Entgegen der Annahmen von HerrnÂ  sei aber
â�� auch â�� nicht von einem ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dem
Unfallereignis vom 11.07.1989 auszugehen. Das rechte Kniegelenk sei zum
Unfallzeitpunkt bereits vorgeschÃ¤digt gewesen. Dem Unfallereignis vom
11.07.1989 sei (zu welchem Zeitpunkt auch immer) ein Riss des vorderen
Kreuzbandes vorangegangen mit daraus resultierender InstabilitÃ¤t des
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Kniegelenkes. Es habe damit die Situation bestanden, welche die frÃ¼hzeitige
Entwicklung verschleiÃ�bedingter VerÃ¤nderungen der GelenkflÃ¤chen wegen der
InstabilitÃ¤t nach Kreuzbandruptur begÃ¼nstigt habe. Es gebe keine Argumente
fÃ¼r den unfallbedingten Eintritt einer strukturellen Verletzung des rechten
Kniegelenkes, welche Ã¼ber die bloÃ�e Zerrung / Distorsion hinausginge. Nach
Aktenlage sei den getroffenen Entscheidungen als verletzungsbedingter
ErstkÃ¶rperschaden eine Re-Ruptur des vorderen Kreuzbandes nach
Augmentationsplastik von November 1989 unterstellt worden. Dies sei aber nicht
aufgrund ausreichender Ã¤rztlicher Feststellungen erfolgt. Mit der plastischen
Rekonstruktion des vorderen Kreuzbandes sei wenige Wochen nach dem Ereignis
vom 11.07.1989 der Vorzustand wiederhergestellt gewesen, so dass sich auch unter
diesem Aspekt fÃ¼r die Annahme einer wesentlichen TeilursÃ¤chlichkeit fÃ¼r die
langfristige Entwicklung des Kniebinnenschadens keine Argumente ergeben
wÃ¼rden. Selbst wenn man dies anders beurteile, sei jedenfalls die angesetzte MdE
von 30 % nicht nachvollziehbar. Auf den weiteren Inhalt der beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme wird verwiesen.

Â 

Die Beklagte veranlasste eine gutachterliche Untersuchung des KlÃ¤gers durch
Herrn Dr. . Herr Dr. ging, nach persÃ¶nlicher Untersuchung des KlÃ¤gers am
29.08.2017, in seinem schriftlichen Gutachten vom 11.09.2017 davon aus, dass
bereits fÃ¼r den Zeitraum ab 1985 Verletzungen des rechten Kniegelenkes des
KlÃ¤gers dokumentiert seien (u.a. Operation zum Ersatz des vorderen Kreuzbandes
1988). Durch das Unfallereignis vom 11.07.1989 sei es im Bereich des rechten
Kniegelenkes des KlÃ¤gers zu keinem fassbaren strukturellen KÃ¶rperschaden
gekommen â�� insbesondere nicht im Bereich des Kniebinnenraumes. Alle
entscheidungserheblichen Fakten und Indizien wÃ¼rden dagegen sprechen. Bei der
durchgangsÃ¤rztlichen Untersuchung hÃ¤tten sich klinisch keine
Verletzungszeichen im Bereich des rechten Kniegelenkes, kein Gelenkerguss, keine
Meniskuszeichen und kein Anhalt fÃ¼r eine frische Kapsel-Bandverletzung
gefunden. Unfallfremd sei der Kapsel-Bandapparat deutlich gelockert gewesen. Der
Unfallhergang sei auch nicht vorrangig isoliert gefÃ¤hrdend fÃ¼r das vordere
Kreuzband gewesen, da hiervon vielmehr GefÃ¤hrdungen des Kapsel-
Bandapparates an der Innen- und AuÃ�enseite des Gelenkes ausgehen wÃ¼rden.
Die intraoperativ am 19.07.1989 festgestellte Teilzusammenhangstrennung des
operativ ersetzten Kreuzbandes sei vorbestehend gewesen und nicht Folge des
Ereignisses vom 11.07.1989. Es habe sich um einen Vorschaden aufgrund der zuvor
wiederholt abgelaufenen Verletzungen im Bereich des rechten Kniegelenkes mit
wiederholt durchgefÃ¼hrten operativen MaÃ�nahmen. Mangels eines im Vollbeweis
gesicherten unfallbedingten ErstkÃ¶rperschadens im Bereich des rechten
Kniegelenkes wÃ¼rden FolgeschÃ¤den entfallen. Unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit oder BehandlungsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tten nicht vorgelegen und
wÃ¼rden nicht vorliegen. Im Ã�brigen wird auf den Inhalt des Gutachtens
verwiesen.

Mit Schreiben vom 22.09.2017 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass
beabsichtigt sei, die Ã�bernahme von Leistungen abzulehnen, soweit diese
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VerÃ¤nderungen im Bereich des rechten Kniegelenkes betreffen, die in den
Bescheiden vom 11.05.1990 und 11.04.1991 in Form eines erneuten
Transplantatrisses des vorderen Kreuzbandes als Folge des Arbeitsunfalles vom
11.07.1989 anerkannt wurden. TatsÃ¤chlich habe das Ereignis am 11.07.1989
allenfalls zu einer Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes gefÃ¼hrt, ohne
strukturelle Verletzungen des Kniebinnenraums. Diese Zerrung / Verstauchung des
rechten Kniegelenkes sei folgenlos ausgeheilt. Ã�rztliche BehandlungsmaÃ�nahmen
seien deswegen nicht bzw. nicht mehr erforderlich. Hinsichtlich der festgestellten
Unfallfolgen seien die Bescheide von Anfang an rechtswidrig gewesen, da die darin
festgestellten BeeintrÃ¤chtigungen keine Unfallfolge dargestellt hÃ¤tten. Nach Â§
45 Abs. 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch [SGB X] kÃ¶nne aufgrund des
Zeitablaufes keine RÃ¼cknahme mehr erfolgen. Es sei aber eine Anpassung nach 
Â§ 48 Abs. 3 SGB X in der Weise vorgesehen, dass weitere Leistungen nicht mehr
erbracht werden kÃ¶nnten, die auf unfallunabhÃ¤ngigen VerÃ¤nderungen im
Bereich des rechten Kniegelenkes erforderlich werden wÃ¼rden. Es werde die
MÃ¶glichkeit zur Stellungnahme bis zum 13.10.2017 gegeben.

Â 

Mit Schreiben vom 10.10.2017 teilte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit,
dass unklar sei, worauf sich Herr Dr. in seiner EinschÃ¤tzung stÃ¼tze, dass es
bereits VorschÃ¤den gegeben habe. Es sei auch unklar, wie er diese VorschÃ¤den
fÃ¼r die aktuell eingetretenen KnorpelschÃ¤den verantwortlich machen wolle.

Â 

Mit dem hier angefochtenen Bescheid vom 06.11.2017, der mit â��teilweise
RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes gemÃ¤Ã�
Â§Â§ 45, 48 SGB â�� Sozialgesetzbuch â�� Xâ�� Ã¼berschrieben ist, nahm die
Beklagte die Bescheide vom 11.05.1990 bzw. 11.04.1991 insoweit teilweise
zurÃ¼ck, als diese hinsichtlich der Anerkennung eines erneuten Transplantatrisses
des vorderen rechten Kreuzbandes als Folge des Unfalles vom 11.07.1989
rechtswidrig seien. Das Ereignis vom 11.07.1989 habe allenfalls zu einer Zerrung /
Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne strukturelle Verletzungen des
Kniebinnenraumes gefÃ¼hrt. Diese Zerrung / Verstauchung des rechten
Kniegelenkes sei folgenlos abgeheilt. Ã�rztliche BehandlungsmaÃ�nahmen seien
deswegen nicht bzw. nicht mehr erforderlich. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt die
Beklagte aus, dass sich bei den Ermittlungen zur ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r das aktuelle
Heilverfahren herausgestellt habe, dass nicht mehr davon ausgegangen werden
kÃ¶nne, dass es durch den Unfall vom 11.07.1989 zu einem Riss des Transplantats
des vorderen Kreuzbandes rechts gekommen sei. Allenfalls sei es am 11.07.1989 zu
einer Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes gekommen, die zu keinem
nachgewiesenen strukturellen Kniebinnenschaden gefÃ¼hrt habe. Hinsichtlich der
festgestellten Unfallfolgen seien die Bescheide von Anfang an rechtswidrig
gewesen, da die darin festgestellten BeeintrÃ¤chtigungen keine Unfallfolge
dargestellt hÃ¤tten. Die allenfalls entstandene Zerrung / Verstauchung des rechten
Kniegelenkes sei nach wenigen Tagen folgenlos ausgeheilt. Nach Â§ 45 Abs. 3
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch [SGB X] kÃ¶nne aufgrund des Zeitablaufes keine
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RÃ¼cknahme mehr erfolgen. Es sei aber eine Anpassung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X
in der Weise vorgesehen, dass weitere Leistungen nicht mehr erbracht werden
kÃ¶nnten, die auf unfallunabhÃ¤ngigen VerÃ¤nderungen im Bereich des rechten
Kniegelenkes erforderlich werden wÃ¼rden. Die Vorschrift beziehe sich nach ihrem
Wortlaut allein auf eine neu festzustellende Geldleistung, die betragsmÃ¤Ã�ig
beziffert werden kÃ¶nne. Die Aussparungsregelung greife aber auch dann ein, wenn
die Grundlage der Leistungsbewilligung betroffen sei (hier ein bestimmter
Gesundheitsschaden). Denn nach dem Sinn und Zweck des Â§ 48 Abs. 3 SGB X solle
verhindert werden, dass die zu hohe Leistung, die durch irgendeinen Fehler
entstanden sei, durch irgendwelche VerÃ¤nderungen zugunsten des Betroffenen
immer noch hÃ¶her werde. Dies gelte unabhÃ¤ngig davon, ob dies durch einen
rechtswidrig festgestellten Faktor oder eine rechtswidrig festgestellte Grundlage der
Leistungsbewilligung geschehen wÃ¼rde. Dies habe hier zur Folge, dass Leistungen
der Beklagten, die aufgrund der unfallunabhÃ¤ngigen VerÃ¤nderungen im Bereich
des rechten Kniegelenkes erforderlich sind, nicht bzw. nicht mehr erbracht werden
kÃ¶nnen. Der Bescheid gelte nur fÃ¼r die Zukunft. Eine RÃ¼ckforderung erbrachter
Leistungen oder Aufwendungen wegen der in der Vergangenheit angefallenen
Behandlungskosten erfolge nicht.

Â 

Am 13.11.2017 erhob der KlÃ¤ger ohne weitere BegrÃ¼ndung Widerspruch.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 12.12.2017 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Mit dem Bescheid vom 06.11.2017 seien die frÃ¼heren
Bewilligungsbescheide nach Â§ 45, 48 SGB X teilweise zurÃ¼ckgenommen worden,
soweit ein Transplantatrisses des vorderen rechte Kreuzbandes als Unfallfolge
anerkannt worden sei. Gleichzeitig sei festgestellt worden, dass der Unfall zu einer
Zerrung bzw. Verstauchung gefÃ¼hrt habe, die folgenlos ausgeheilt sei und weitere
BehandlungsmaÃ�nahmen nicht mehr erforderlich seien. Diese Entscheidung sei
rechtlich zutreffend.

Â 

Â 

Â 

Mit Schreiben vom 18.12.2017, welches am 20.12.2017 beim SG Duisburg einging,
hat der â�� seinerzeit bereits in MÃ¼lheim an der Ruhr wohnende â�� KlÃ¤ger
Klage erhoben. Das Verfahren ist in der Vergangenheit zu den Aktenzeichen S 26 U
613/17 und S 5 U 613/17 anhÃ¤ngig gewesen. Seit dem 01.01.2022 ist das
Verfahren zum aktuellen Aktenzeichen anhÃ¤ngig.

Zur KlagebegrÃ¼ndung trÃ¤gt der KlÃ¤ger vor, dass er mehrere ArbeitsunfÃ¤lle mit
Verletzung des rechten Knies erlitten habe. Er habe hÃ¶here Leistungen beantragt,
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nachdem bei ihm im Zuge einer stationÃ¤ren Behandlung vom 05.09.2017 bis zum
11.09.2017 eine Knie-TEP-Revision rechts mit Inlaywechsel auf 16 mm PS-Inlay
sowie Retropatellarersatz vorgenommen worden sei. Sowohl die Beklagte als auch
die BG hÃ¤tten die Leistungen dann aber mit unterschiedlichen BegrÃ¼ndungen
abgelehnt. Gegen die BG seien diesbezÃ¼glich zu den Az. S 4 U 323/17 und S 4 U
451/17 eigenstÃ¤ndige Klageverfahren vor dem SG Duisburg anhÃ¤ngig gemacht
worden. Die Klageverfahren S 4 U 323/17 und S 4 U 451/17 seien dann zur
gemeinsamen Entscheidung unter dem Az. S 4 U 451/17 verbunden worden.
SpÃ¤ter sei dieses entsprechende Klageverfahren in die ZustÃ¤ndigkeit der 41.
Kammer Ã¼bergegangen und dort unter dem Az. S 41 U 451/17 mit Beschluss vom
04.11.2020 â�� im Hinblick auf den Ausgang des vorliegenden Verfahrens â��
ruhend gestellt worden. Der KlÃ¤ger habe auf jeden Fall einen Anspruch auf die
GewÃ¤hrung von Leitungen wegen seiner Unfallfolgen. Gegen wen der Anspruch in
welcher HÃ¶he bestehe, kÃ¶nne derzeit nicht gesagt werden, weil die
verschiedenen LeistungstrÃ¤ger die Verantwortung jeweils auf einen anderen
LeistungstrÃ¤ger verschieben wÃ¼rden. Die fÃ¼r die Sache des KlÃ¤gers
nachteilhaften gutachterlichen AusfÃ¼hrungen von Herrn Dr.Â  zu
VorschÃ¤digungen des rechten Knies seien rein spekulativ und kÃ¶nnten nicht zu
Lasten des KlÃ¤gers verwandt werden. Vor dem Unfallereignis vom 11.07.1989
habe der KlÃ¤ger keine EinschrÃ¤nkungen in seiner Beweglichkeit und Belastbarkeit
gehabt.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 zu verpflichten, dem KlÃ¤ger wegen des
Unfalls vom 11.07.1989 weitere Leistungen nach dem SGB VII nach MaÃ�gabe der
gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verweist ergÃ¤nzend zu ihren AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid darauf, dass mit dem Bescheid Leistungen aufgrund des
Teilrisses der Kreuzbandersatzplastik mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft abgelehnt
worden seien. Die erheblichen VorschÃ¤digungen des rechten Knies des KlÃ¤gers
bereits vor dem Unfallereignis vom 11.07.1989 seien aktenkundig und kÃ¶nnten
der Leistungsakte entnommen werden.
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Â 

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens vom 04.01.2019 durch Herrn Dr. , welches nach
persÃ¶nlicher Untersuchung des KlÃ¤gers am 02.01.2019 erstellt worden ist. Herr
Dr.Â  geht hiernach davon aus, dass als Folge der versicherten TÃ¤tigkeit vom
11.07.1989 lediglich die Unfallfolge in Gestalt einer Zerrung / Stauchung der
rechten Knieregion begrÃ¼ndbar sei â�� die im weiteren folgenlos ausgeheilt sei -,
ohne dass im gleichen Zuge der unfallbedingte Eintritt des
Gesundheitserstschadens in Form einer TeilzerreiÃ�ung der vorderen
Kreuzbandersatzplastik vollbeweislich zu sichern wÃ¤re. Es mÃ¼sse nach der
Datenlage schlicht offen bleiben, ob und inwiefern abweichend gegenÃ¼ber den
VerhÃ¤ltnissen nach dem Erstereignis vom 11.07.1989 das Erscheinungsbild nach
der Einwirkung der TÃ¤tigkeit vom 12.01.2001 stimmig mit einem
verletzungstypischen Schadensbild in Einklang zu bringen wÃ¤re. Den Aussagen im
Operationsbericht kÃ¶nne kein hÃ¶herer Beweiswert beigemessen werden, als
derjenige einer bloÃ�en MÃ¶glichkeit. FÃ¼r keines der drei Unfallereignisse des
KlÃ¤gers sei der Eintritt eines substanziellen Unfallschadens vollbeweislich in dem
Sinne zu sichern, dass hierdurch induziert der manifeste Vorschaden des rechten
Knies eine dauernde und / oder richtungsgebende Verschlimmerung erfahren
hÃ¤tte. Alternativ wÃ¤re der weitere Krankheitsverlauf des KlÃ¤gers auch mit dem
Verlust wesentlicher Anteile des Innenmeniskus als Folge des operationspflichtigen
Korbhenkelschadens im MÃ¤rz 1987 und der vorbestehenden unfallfremden
PrÃ¤arthrosefaktoren erklÃ¤rbar. Aufgrund des fehlenden Nachweises einer
dauernden bzw. richtungsgebenden Verschlimmerung des Vorschadens entfiele
sowohl die Benennung dauerhaft verbliebender Unfallfolgen wie auch die
EinschÃ¤tzung einer dementsprechenden Erwerbsminderung. Im Ã�brigen wird auf
den weiteren Inhalt des Gutachtens verwiesen.

Â 

Zu den umfangreichen Kritikpunkten / Fragen der KlÃ¤gerseite vom 20.03.2019 hat
der SachverstÃ¤ndige Dr.Â  mit Schreiben vom 11.09.2019 ergÃ¤nzend schriftlich
Stellung genommen. Wegen des Inhaltes wird auf das Antwortschreiben vom
11.09.2019 verwiesen.

Â 

Das Gericht hat weiter auf AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers vom 20.03.2019 und vom
26.06.2020 Beweis erhoben durch persÃ¶nliche ErlÃ¤uterung des Gutachtens durch
den SachverstÃ¤ndigen Dr.Â  nach Â§ 118 Sozialgerichtsgesetz [SGG] i.V.m. Â§Â§
402, 397 Zivilprozessordnung [ZPO]; wegen der Ergebnisse der Befragung des
SachverstÃ¤ndigen wird auf das Sitzungsprotokoll zum Verhandlungstermin vom
23.09.2022 verwiesen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
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Gerichtsakte und die Leistungsakte der Beklagten Bezug genommen, die
Gegenstand der Entscheidung waren.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die Klage ist hinsichtlich der Teilaufhebung in Form einer statthaften isolierten
Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG) zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.
Ansonsten ist die Klage teilweise unzulÃ¤ssig und im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet.

Â 

Dabei bestehen keine Bedenken dagegen dasselbe einheitliche Bescheidschreiben
der Beklagten in mehrere unabhÃ¤ngig voneinander aufteilbare Verwaltungsakte
i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X aufzuteilen, deren einzelne Regelungen mit jeweils
abweichenden (Erfolgs-) Ergebnissen durch den KlÃ¤ger gerichtlich angegriffen
werden kÃ¶nnen. Dasselbe Schreiben kann mehrere anfechtbare Regelungen
enthalten, welche mehrere voneinander trennbare Verwaltungsakte i.S.d. Â§ 31 S. 1
SGB X darstellen kÃ¶nnen, die ihrerseits jeweils selbststÃ¤ndig nebeneinander â��
nicht â�� angefochten werden kÃ¶nnen (allgemein: Stelkens, in:
Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2018, Â§ 35 VwVfG,
Rn. 45 â�� â��Der VA als Verfahrensabschlusshandlung kann â�� in einem einheitl.
Bescheid [â�¦] verkÃ¶rpert â�� auch mehrere materielle VA enthalten, z.â��B. wenn
eine Aufhebungsentscheidung mit der Festsetzung der Erstattungssumme nach Â§
49a Abs. 1 S. 2 [â�¦] oder einer RÃ¼ckforderung nach Â§ 52 [â�¦] verbunden wird,
wenn die Zwangsmittelandrohung mit einem vollstreckbaren VA verbunden
wird [â�¦], wenn ein GebÃ¼hrenbescheid eine GebÃ¼hrenfestsetzung und ein
Leistungsgebot enthÃ¤lt oder wenn einer begÃ¼nstigenden Regelung eine
Auflage [â�¦] oder eine Kostenentscheidung [â�¦] hinzugefÃ¼gt wird.â��; Luthe, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 31 SGB X, Rn. 77; vgl. zu anderen
EinzelfÃ¤llen getrennter Anfechtbarkeit etwa: BSG, Urt. v. 04.06.2014Â â�� B 14 AS
42/13 R, juris, Rn. 12 ff.; BSG, Urt. v. 07.11.2006Â â�� B 7b AS 8/06 R, juris, Rn. 18
[jeweils bzgl. Trennbarkeit der Regelungen Ã¼ber Regelbedarf sowie Kosten der
Unterkunft und Heizung]; LSG Hessen, Urt. v. 21.01.2019 â�� L 9 U 159/15, juris,
Rn. 49; Giesbert, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 2. Aufl., Â§Â 78 SGG, Rn. 25
m.w.N. [jeweils Trennbarkeit der Ablehnungen verschiedener Berufskrankheiten];
StraÃ�feld, Erstattung der anwaltlichen VergÃ¼tung fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit im
auÃ�ergerichtlichen Verfahren durch Dritte (Teil I), SGb 2013, 326, 329 m.w.N.
[Trennbarkeit von Widerspruchsentscheidung sowie Entscheidungen zur
Kostentragung Ã¼ber das Widerspruchsverfahren nach Â§ 63 SGB X dem Grunde
nach, der HÃ¶he nach und Ã¼ber die Notwendigkeit der Hinzuziehung eines
BevollmÃ¤chtigten]; s. allgemein zur MÃ¶glichkeit mehrere â�� weiterhin rechtlich
selbststÃ¤ndige â�� Verwaltungsakte in einem Schreiben zusammenzufassen auch:
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BVerwG, Urt. v. 09.05.2000Â â�� 11 C 1/99, juris, Rn. 24; BFH, Beschl. v.
14.04.2015Â â�� VII B 149/14, juris, Rn. 4 m.w.N.). 

Â 

Soweit sich die Klage gegen mehrere selbststÃ¤ndig anfechtbare Verwaltungsakte
desselben Bescheidschreibens richten sollte, liegt eine â�� zulÃ¤ssige â�� objektive
KlagehÃ¤ufung i.S.d. Â§ 56 SGG vor (Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs,
Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2018, Â§ 35 VwVfG, Rn. 45; Fu, in:
Stahl/Pahlke, Kommentar zur Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung, Stand: 207.
ErgÃ¤nzungslieferung 2022, Â§ 100 FGO, Rn. 13 â�� â��Richtet sich die Klage
gegen mehrere Verwaltungsakte (KlagehÃ¤ufung), ist jeder einzelne
Verwaltungsakt gesondert zu betrachten und jeweils nach Â§ 100 FGO aufzuheben
oder zu Ã¤ndern. Das ist z. B. der Fall, [â�¦] wenn die BehÃ¶rde auf einem Papier
mehrere Verwaltungsakte zusammenfasst. Hier handelt es sich materiell um
verschiedene Verwaltungsakte, die jeder fÃ¼r sich mit einer Anfechtungsklage
angegriffen werden kÃ¶nnen. Nur aus prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nden werden
sie in einem Verfahren zusammengefasst. Entsprechend sind im Tenor des Urteils
die einzelnen angefochtenen Verwaltungsakte getrennt zu behandeln.â��).

Â 

Dem angegriffenen Schreiben der Beklagten vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 sind hiernach zwei selbststÃ¤ndig
anfechtbare Verwaltungsakte i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X zu entnehmen, gegen die der
KlÃ¤ger gleichzeitig im Wege der objektiven KlagehÃ¤ufung (Â§ 56 SGG) gerichtlich
vorgehen kann:

Â 

die teilweise RÃ¼cknahme der frÃ¼heren Bescheidungen vom 11.05.1990
und 11.04.1991, soweit diese Unfallfolgen des Ereignisses vom 11.07.1989
fÃ¼r das rechte Knie des KlÃ¤gers anerkennen, welche Ã¼ber eine Zerrung
/ Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne strukturelle Verletzungen
des Kniebinnenraumes hinausgehen. DiesbezÃ¼glich ist die zulÃ¤ssige
isolierte Anfechtungsklage (I.) vollumfÃ¤nglich begrÃ¼ndet (II.).

Â 

Â 

die behÃ¶rdliche Feststellung einer teilweisen Rechtswidrigkeit der
Bescheide vom 11.05.1990 und 11.04.1991, soweit diese Unfallfolgen des
Ereignisses vom 11.07.1989 fÃ¼r das rechte Knie des KlÃ¤gers anerkennen,
welche Ã¼ber eine Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne
strukturelle Verletzungen des Kniebinnenraumes hinausgehen.
DiesbezÃ¼glich ist ebenfalls die isolierte Anfechtungsklage statthaft, die
zwar zulÃ¤ssig (III.), aber unbegrÃ¼ndet ist (IV.).
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Â 

Wenn die KlÃ¤gerseite den Schreiben der Beklagten zusÃ¤tzlich auch den Gehalt
einer Ablehnungsentscheidung zu weiteren Leistungen nach dem SGB VII geben
mÃ¶chte, gegen die gerichtlich mittels kombinierter Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1, Abs. 4 SGG) vorgegangen werden kÃ¶nnte,
teilt die Kammer diese Auslegung zum Bescheidinhalt nicht. Da die Beklagte hiermit
gerade keine regelnde Ablehnungsentscheidung Ã¼ber einklagbare
LeistungsansprÃ¼che des KlÃ¤gers nach dem SGB VII getroffen hat, ist die
entsprechende Klage unzulÃ¤ssig (V.).

Â 

I. Soweit mit der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheidung der Beklagten vom
06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 eine (teilweise)
Aufhebung der frÃ¼heren Bescheidungen der Berufsgenossenschaft vorgenommen
wird (1.), ist die Klage in Form einer isolierten Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1
S. 1 Alt. 1 SGG statthaft (2.) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig (3.).

Â 

1. Die angegriffene Bescheidung der Beklagten vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 enthÃ¤lt eine teilweise Aufhebung der
Entscheidungen vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 der Berufsgenossenschaft
nach Â§ 45 SGB X fÃ¼r die Zukunft, indem abweichend von der damaligen /
bisherigen Bestimmung der Unfallfolgen â�� insbesondere in Form des Risses des
vorderen Kreuzbandes des rechten Kniegelenkes die Unfallfolgen â�� in dem Sinne
neu geregelt wird, dass nicht ein Transplantatrisses des vorderen rechten
Kreuzbandes eine Folge des Unfalles vom 11.07.1989 sei, sondern allenfalls eine
folgenlos ausgeheilte Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne
strukturelle Verletzungen des Kniebinnenraums.

Â 

Die Frage nach dem Vorliegen eines Verwaltungsaktes i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X sowie
der maÃ�gebliche Regelungsinhalt eines Verwaltungsaktes sind analog Â§Â§ 133,
157 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch [BGB] anhand des sog. objektiven
EmpfÃ¤ngerhorizontes zu bestimmen (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
05.12.2019Â â�� L 19 AS 1608/18, juris, Rn. 33 f.; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl.
v. 26.04.2017Â â�� L 19 AS 2128/16, juris, Rn. 24 f.; LSG Nordrhein-Westfalen, Urt.
v. 10.10.2007Â â�� L 12 SO 19/06, juris, Rn. 25; SÃ¶hngen, in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGG, 2. Aufl., Â§Â 54 SGG, Rn. 23 m.w.N.; Engelmann, in: SchÃ¼tze, SGB X,
9. Auflage 2020, Â§ 31 SGB X, Rn. 43 m.w.N.; Mutschler, in: beck-
online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar) GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.09.2018, Â§ 31 SGB X, Rn. 21 m.w.N.;
Luthe, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 31 SGB X, Rn. 26 â�� 
â��FÃ¼r die Auslegung von Verwaltungsakten gelten die bÃ¼rgerlich-rechtlichen
Vorschriften des Â§Â 133 BGB (auch Â§Â 157 BGB) zur Auslegung von
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WillenserklÃ¤rungen entsprechend. Hierbei kann es zum einen um die Frage gehen,
welchen Inhalt ein Verwaltungsakt hat, zum anderen darum, ob Ã¼berhaupt ein
Verwaltungsakt vorliegt (letzteres vor allem zur Ermittlung des Regelungscharakters
einer ErklÃ¤rung).â��; Littmann, in: Hauck/Noftz SGB X, Â§Â 31 Begriff des
Verwaltungsaktes, Rn. 34 m.w.N. â�� â��Eine behÃ¶rdliche WillenserklÃ¤rung
bedarf in zweierlei Hinsicht der Auslegung: hinsichtlich der Frage, ob Ã¼berhaupt
ein Verwaltungsakt vorliegt und welchen Inhalt er hat. In beiden FÃ¤llen folgt die
Auslegung den allgemeinen AuslegungsgrundsÃ¤tzen des Â§Â 133 BGB fÃ¼r
WillenserklÃ¤rungen [â�¦]. Dabei bemisst sich der MaÃ�stab der Auslegung am
EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der die ZusammenhÃ¤nge
berÃ¼cksichtigt, die die BehÃ¶rde erkennbar nach ihrem wirklichen Willen in die
Entscheidung einbezogen hat.â��). Es kommt daher nicht darauf an, welchen
Regelungsgehalt die BehÃ¶rde einem Schreiben / Bescheid eigentlich
ursprÃ¼nglich geben wollte, sondern nur darauf, wie insbesondere der Adressat das
fragliche Schreiben unter BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalles
verstehen durfte / musste. Zur weiteren BegrÃ¼ndung macht sich das Gericht die
folgenden AusfÃ¼hrungen zu eigen:

Â 

â��Die Auslegung behÃ¶rdlichen Verwaltungshandelns im Hinblick darauf, ob es
eine Regelung iS des Â§Â 31 SatzÂ 1 SGB X enthÃ¤lt, richtet sich nach den fÃ¼r die
Auslegung von WillenserklÃ¤rungen geltenden GrundsÃ¤tzen (vgl BSG Urteil vom
3.7.2020 â�� B 8 SO 5/19 R â�� SozR 4-1200 Â§Â 44 Nr 10 RdNr 15 mwN).
MaÃ�stab ist der â��EmpfÃ¤ngerhorizontâ�� eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der
die ZusammenhÃ¤nge berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde nach ihrem wirklichen
Willen (Â§Â 133 BGB) erkennbar in ihre Entscheidung einbezogen hat. Dabei kommt
es nicht darauf an, ob die BehÃ¶rde einen Verwaltungsakt erlassen wollte, sondern
darauf, wie Adressaten und Drittbetroffene das Verwaltungshandeln nach Treu und
Glauben verstehen mussten oder durften. Unklarheiten gehen zu Lasten der
BehÃ¶rde (vgl BSG Urteil vom 16.3.2021 â�� B 2 U 7/19 R â�� BSGE 131, 297 =
SozR 4-5671 Anl 1 Nr 4115 Nr 1, RdNr 13 mwN).â��

(BSG, Urt. v. 07.04.2022Â â�� B 5 R 24/21 R, juris, Rn. 12)

Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben geht der Regelungsgehalt des Bescheides der Beklagten
vom 06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 weit
Ã¼ber eine bloÃ�e Feststellung der (Teil-) Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren
Bescheidungen vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 zur Reichweite der
Unfallfolgen des Ereignisses vom 11.07.1989 hinaus. Denn mit der Bescheidung
wird unmittelbar eine EinschrÃ¤nkung des bisherigen Regelungsgehaltes der
Bescheidungen vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 im Sinne einer Umgestaltung
der anerkannten Unfallfolgen vorgenommen. Es ist auch nicht erkennbar, dass die
Beklagte hier keine Ã�nderung der bisherigen Bescheidung fÃ¼r die Zukunft nach 
Â§ 45 Abs. 1 SGB X vorgenommen hÃ¤tte, die sie ausweislich der weiteren
BescheidbegrÃ¼ndung hinsichtlich der Reichweite der Unfallfolgen fÃ¼r als von
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Anfang an rechtswidrig ansieht. Zwar spricht der Ausgangsbescheid vom
06.11.2017 in seiner weiteren BegrÃ¼ndung auch ausdrÃ¼cklich davon, dass eine
RÃ¼cknahme nach Â§ 45 SGB X â�� schon wegen Fristablaufes â�� unzulÃ¤ssig sei
und daher nur eine Entscheidung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X getroffen werden
kÃ¶nne. Diese Gesichtspunkte fÃ¼hren hier allerdings nicht zu einer anderen
Bewertung des tatsÃ¤chlichen Regelungsgehaltes der angegriffenen Bescheidung,
als der einer (Teil-) Aufhebung i.S.d. Â§ 45 Abs. 1 SGB X:

Â 

Die BescheidbegrÃ¼ndung Ã¼ber die alleinige ZulÃ¤ssigkeit einer
Bescheidung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X sagt allein noch nichts darÃ¼ber aus,
welche (zulÃ¤ssige oder unzulÃ¤ssige) Regelung die BehÃ¶rde dann
tatsÃ¤chlich getroffen hat. Der behÃ¶rdliche Wille zu einer Bescheidung
muss nicht deckungsgleich mit dem wirklichen Inhalt der Bescheidung sein.

Â 

Hier spricht nicht nur die Ã�berschrift des Ausgangsbescheides vom
06.11.2017 ausdrÃ¼cklich von einer â��teilweise[n] RÃ¼cknahme eines
rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes gemÃ¤Ã� Â§Â§ 45, 48
SGB â�� Sozialgesetzbuch â�� Xâ��, sondern in den einleitenden
VerfÃ¼gungssÃ¤tzen zu 1) und 2) fÃ¼hren aus, dass die frÃ¼heren
Bescheide vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 teilweise
zurÃ¼ckgenommen werden (keine Anerkennung eines erneuten
Transplantatrisses des vorderen rechten Kreuzbandes als Unfallfolge mehr)
und welcher Regelungsgehalt zu den Unfallfolgen des Ereignisses vom
11.07.1989 nun stattdessen gelten soll (lediglich folgenlos ausgeheilte
Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes als Unfallfolge). Damit
wird eine AbÃ¤nderung des bisherigen Regelung der Unfallfolgen des
Ereignisses 11.07.1989 vorgenommen, welche einer
RÃ¼cknahmeentscheidung nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X fÃ¼r die Zukunft
entspricht.

Â 

In diesem Sinne ist der Regelungsgehalt der Ausgangsentscheidung vom
06.11.2017 auch die Beklagte selbst verstanden worden. Die BegrÃ¼ndung
des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 beschreibt den
Regelungsgehalt dahingehend, dass mit dem Bescheid vom 06.11.2017 die
Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren Anerkennung der Unfallreichweite durch die
frÃ¼heren Bescheide festgestellt worden sei â��und diese gem. Â§Â§ 45, 48
SGB X teilweise zurÃ¼ckgenommenâ�� worden seien. Da der fÃ¼r das
Klageverfahren maÃ�gebliche Bescheidinhalt nach Â§ 95 SGG wesentlich
durch den Widerspruchsbescheid mitbestimmt wird, kann hier nicht
ernsthaft bestritten werden, dass durch die Beklagte â�� auch â�� eine
Aufhebungs- / RÃ¼cknameentscheidung Ã¼ber eine teilweise Aufhebung
der Bescheide vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 vorgenommen worden
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ist.

Â 

Die teilweise Aufhebung der frÃ¼heren BegÃ¼nstigungen vom 11.05.1990 und
vom 11.04.1991 ist auch eine selbststÃ¤ndig anfechtbare Regelung. Inwiefern
daneben in demselben Schreiben vom 06.11.2017 auch weitere Feststellungen und
/ oder Ablehnungen getroffen werden (s. dazu unter III. und V.), ist in diesem
Zusammenhang unerheblich.

Â 

2. Gegen die Aufhebungsbescheidung der Beklagten vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 kann sich der KlÃ¤ger mit der insofern
allein statthaften isolierten Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG) richten
(a). Der Klageantrag ist dementsprechend meistbegÃ¼nstigend auszulegen (b).

Â 

a) Bereits durch eine gerichtliche Aufhebung der belastenden
RÃ¼cknahmeentscheidung vomÂ  06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 wÃ¼rde es zu einem Wiederaufleben der
frÃ¼heren Bescheide vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 kommen, welche im
Hinblick auf die Anerkennung der Unfallfolgen fÃ¼r den KlÃ¤ger vorteilhafter
ausfielen. 

Â 

Das entsprechende Ziel einer effektiven Beseitigung der belastenden
Aufhebungsbescheidung des Beklagten kann von dem KlÃ¤ger mit der isolierten
Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG) verfolgt werden, die als
Gestaltungsklage den effektivsten Rechtsschutz gegen behÃ¶rdliche Eingriffsakte
gewÃ¤hrt (vgl. etwa: SÃ¶hngen, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 2. Aufl., Â§Â 54
SGG, Rn. 34 f. m.w.N. â�� â��Als Sonderfall der Gestaltungsklage ist die
Anfechtungsklage auf die Beseitigung eines Verwaltungsakts gerichtet, die bei
teilbaren Verwaltungsakten auch die als Ã�nderung bezeichnete teilweise
Aufhebung zum Ziel haben kann. [â�¦] Der typische Anwendungsbereich fÃ¼r eine
isolierte Anfechtungsklage im Sozialrecht liegt daher in der Abwehr von Eingriffen in
Form von Aufhebungs- und RÃ¼cknahmebescheiden, die in der Regel mit
ErstattungsansprÃ¼chen verbunden sind, also auf eine Verpflichtung des
BÃ¼rgers, Leistungen zurÃ¼ckzuzahlen.â��). 

Â 

b) Dass der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger nach der wÃ¶rtlichen Fassung seines
Klageantrages gerade keine statthafte isolierte Anfechtungsklage geltend macht,
sondern eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1,
Abs. 4 SGG) erhoben hat, steht der ZulÃ¤ssigkeit der Klage nicht entgegen. Denn
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der Klageantrag kann nach dem sog. MeistbegÃ¼nstigungsprinzip (Â§ 123 SGG),
mangels erkennbaren gegenteiligen KlÃ¤gerwillen, so ausgelegt werden, dass â��
auch â�� eine gerichtliche Aufhebung begehrt wird, soweit die Beklagte mit
Bescheid vom 06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017
eine belastende RÃ¼cknahmeentscheidung getroffen hat.

Â 

Das Gericht ist nach Â§ 123 SGG nicht an die Fassung des Antrages gebunden,
sondern an das erkennbare Klagebegehren, welches â�� insbesondere bei
unvertretenen â�� KlÃ¤gern nach dem sog. Prinzip der MeistbegÃ¼nstigung
auszulegen ist (vgl. zur MeistbegÃ¼nstigung: BSG, Urt. v. 27.09.2011 â�� B 4 AS
160/10 R, juris, Rn. 14 m.w.N.; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 123 SGG, Rn. 3; Haupt, in: Fichte/JÃ¼ttner, SGG, 3. Aufl.
2020, Â§ 123 SGG [Entscheidung ohne Bindung an AntrÃ¤ge], Rn. 10 m.w.N. â�� 
â��Im Zweifel begehrt der unvertretene KlÃ¤ger (bereits angesichts Art. 19 Abs. 4
GG und Â§Â§ 2 Abs. 2, 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB I) ungeachtet des Wortlauts seines
Antrags dasjenige, was ihm den grÃ¶Ã�ten Nutzen bringen kann. Die Auslegung der
AntrÃ¤ge muss sich danach richten, was als Leistung mÃ¶glich ist, wenn jeder
verstÃ¤ndige Antragsteller mutmaÃ�lich seinen Antrag bei entsprechender
Beratung angepasst hÃ¤tte und keine GrÃ¼nde zur Annahme eines abweichenden
Verhaltens vorliegen.â��). Auch bei anwaltlich vertretenen KlÃ¤gern ist
regelmÃ¤Ã�ig das maÃ�gebliche Klagebegehren erst durch Auslegung des
Klageantrages zu ermitteln, wenn nicht etwa ausdrÃ¼cklich auf eine bestimmte
Auslegung des Klageantrages bestanden wird (in diesem Sinne auch: BSG, Beschl.
v. 09.01.2019 â�� B 13 R 25/18 B, juris, Rn. 10 m.w.N. â�� â��Rechtsprechung und
Literatur gehen zwar davon aus, dass ein von einem Rechtsanwalt formulierter
Antrag in der Regel das Gewollte zutreffend wiedergibt [â�¦]. Andererseits schlieÃ�t
nicht allein der Umstand der anwaltlichen Vertretung eine an Â§ 133 BGB orientierte
Auslegung des Begehrens aus [â�¦], zumindest dann, wenn die gewÃ¤hlte
Formulierung â�� wie hier â�� nicht eindeutig ist [â�¦].â��).

Â 

Hier geht die KlÃ¤gerseite â�� trotz des gegenteiligen Hinweises des
Kammervorsitzenden im Verhandlungstermin vom 23.09.2022 (s. dazu ausfÃ¼hrlich
unter: V.) â�� erkennbar davon aus, dass mit dem angefochtenen Bescheid u.a.
auch eine Ablehnung von weiteren Leistungen nach dem SGB VII verfÃ¼gt worden
wÃ¤re, die aus seiner frÃ¼heren Knieverletzung als Unfallfolge des Ereignisses vom
11.07.1989 herzuleiten wÃ¤ren. Die Geltendmachung dieser weiteren
LeistungsansprÃ¼che setzt ihrerseits denknotwendig voraus, dass zunÃ¤chst
einmal die fragliche GesundheitsschÃ¤digung des Knies, fÃ¼r welche Leistungen
nach dem SGB VII geltend gemacht / eingeklagt werden sollen, weiterhin Unfallfolge
ist. Der KlÃ¤ger muss daher vorrangig eine Aufhebung der bisherigen Einordnung
als Unfallfolge durch die BehÃ¶rde verhindern, um sich Ã¼berhaupt eine Chance
fÃ¼r die Durchsetzung von Leistungsrechten nach dem SGB VII zu erhalten, die
gerade hierauf beruhen sollen. Die gerichtliche Aufhebung der behÃ¶rdlichen
RÃ¼cknahmeentscheidung ist damit fÃ¼r den KlÃ¤ger ein notwendiger
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Zwischenschritt zur gerichtlichen Durchsetzung weiterer Leistungen. Sollte die
Aufhebung ihrerseits bestandskrÃ¤ftig werden bzw. rechtmÃ¤Ã�ig sein, bspw. weil
in der GesundheitsschÃ¤digung keine Unfallfolge zu sehen wÃ¤re, kÃ¤men
Leistungen nach dem SGB VII fÃ¼r diese GesundheitsschÃ¤digung bereits mangels
Versicherungsfalls nicht mehr in Betracht. Wenn der KlÃ¤ger die belastende
Aufhebung der Unfallfolgen als solche nicht angreifen wÃ¼rde, wÃ¤re eine
Geltendmachung weiterer LeistungsansprÃ¼che nach dem SGB VII fÃ¼r die
fragliche Unfallfolge allenfalls noch aus einer erheblichen Verschlechterung der
eigenen Rechtsposition des KlÃ¤gers mÃ¶glich. 

Â 

Dem Klageantrag ist daher hier der Gehalt beizumessen, dass der KlÃ¤ger auch die
notwendige isolierte Aufhebung der belastenden RÃ¼cknahmeentscheidung der
Beklagten durch das Gericht begehrt, die seine rechtliche Stellung im Hinblick auf
die Reichweite Versicherungsfalls / der Unfallfolgen wesentlich verschlechtert, um
im Erfolgsfall seine hier vermeintlich zu Unrecht ebenfalls abgelehnten weiteren
LeistungsansprÃ¼che nach dem SGB VII durchsetzen zu kÃ¶nnen. Die von dem
KlÃ¤ger begehrte gerichtliche Aufhebung umfasst damit auch durch den Bescheid
u.a. getroffene (Teil-) Aufhebungsentscheidung bzgl. der frÃ¼heren
Bewilligungsbescheide.

Â 

3. Die statthafte Anfechtungsklage des KlÃ¤gers nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG
ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Â 

II. Die isolierte Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG gegen die
RÃ¼cknahmeentscheidung ist begrÃ¼ndet. Soweit die Beklagte eine teilweise
Aufhebung der begÃ¼nstigenden Entscheidungen vom 11.05.1990 und vom
11.04.1991 unter (einschrÃ¤nkender) Neubestimmung der Unfallfolgen des
Ereignisses vom 11.07.1989 vorgenommen hat, ist der angefochtene Bescheid vom
06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017, der auch von
der Beklagten selbst in dieser Weise verstanden worden ist, mit diesem
Regelungsinhalt rechtswidrig. Der KlÃ¤ger wird hiermit in seinen Rechten verletzt, 
Â§ 54 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 SGG.

Â 

Die Beklagte hat mit dem angefochtenen Bescheid eine einschrÃ¤nkende
Neugestaltung der bereits anerkannten Unfallfolgen unter AbÃ¤nderung der
frÃ¼heren begÃ¼nstigenden Entscheidungen vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991
vorgenommen, die einer RÃ¼cknahme fÃ¼r die Zukunft nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X
entspricht.

Â 
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Die Beklagte war am 06.11.2017 nicht lÃ¤nger berechtigt, eine entsprechende
Aufhebungsentscheidung nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X fÃ¼r die Zukunft zu treffen. Seit
dem Erlass der fraglichen Bescheide vom 11.05.1990 und vom 11.04.1991 sind
bereits mehr als 10 Jahre verstrichen, bevor die Beklagte die hier streitige
RÃ¼cknahmeentscheidung vom 06.11.2017 getroffen hat. Sie hat damit
rechtswidrig auÃ�erhalb der absoluten RÃ¼cknahmefrist aus Â§ 45 Abs. 3 S. 3 SGB
X gehandelt. Mangels weiterer laufender Rentenzahlungen liegt hier auch kein
Ausnahmefall nach Â§ 45 Abs. 3 S. 4 SGB X vor. Diese offensichtlich rechtswidrige
Bescheidung der Beklagten ist umso weniger verstÃ¤ndlich, da die Beklagte
zunÃ¤chst in ihrer BescheidbegrÃ¼ndung selbst ausfÃ¼hrt, dass sie wegen der
FristÃ¼berschreitung nicht zu einer RÃ¼cknahme nach Â§ 45 Abs. 1, Abs. 3 SGB X
berechtigt ist â�� nur um dann trotzdem genau diese unzulÃ¤ssige Regelung doch
zu treffen. Die Notwendigkeit der gesamten Regelung des Â§ 48 Abs. 3 SGB X â��
welche die BehÃ¶rde (auch) anwenden will â�� ergibt sich gerade daraus, dass die
Aufhebung nach Â§ 45 SGB X nicht mehr mÃ¶glich ist.

Â 

III. Soweit mit der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheidung der Beklagten vom
06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 auch eine
Feststellungsentscheidung zur Abschmelzung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X
vorgenommen wird (1.), ist die Klage ebenfalls nur in Form einer isolierten
Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG statthaft (2.). Die weitere
Anfechtungsklage ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig und kann im Wege der objektiven
KlagehÃ¤ufung nach Â§ 56 SGG zusammen mit der (erfolgreichen)
Anfechtungsklage gegen die RÃ¼cknahmeentscheidung der Beklagten gerichtlich
geltend gemacht werden (3.).

Â 

1. Die angegriffene Bescheidung der Beklagten vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 ist nach der Rechtsprechung des BSG so
auszulegen, dass sie neben der rechtswidrigen RÃ¼cknahmeentscheidung (s.o.)
auch eine (konkludente) Feststellungsentscheidung hinsichtlich der teilweisen
Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren Bescheide 11.05.1990 und vom 11.04.1991 im
Zusammenhang mit Â§ 48 Abs. 3 SGB X enthÃ¤lt, die ebenfalls selbststÃ¤ndig
anfechtbar ist.

Â 

Nach allgemeiner Ansicht setzt Â§ 48 Abs. 3 SGB X fÃ¼r ein â��Abschmelzenâ��
bzw. â��Einfrierenâ�� der weiteren Rechtsfolgen eines rechtswidrigen
Dauerverwaltungsaktes voraus, dass verfahrensrechtlich ein weiterer
Verwaltungsakt erlassen wird, mit welchem zunÃ¤chst die Rechtswidrigkeit des
fraglichen Dauerverwaltungsaktes festgestellt wird (BSG, Urt. v. 16.12.2004Â â�� B
9 VS 1/04 R, juris, Rn. 15; Hessisches LSG, Urt. v. 27.09.2016Â â�� L 3 U 252/12,
juris, Rn. 34; Brandenburg, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 48 SGB
X, Rn. 97). Dieser feststellende Verwaltungsakt i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X ist rechtlich

                            17 / 38

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/56.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VS%201/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VS%201/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%203%20U%20252/12
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/31.html


 

von der sog. Abschmelzungsentscheidung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X zu
unterscheiden, mit der eine (noch) weitergehende begÃ¼nstige AbÃ¤nderung des
Dauerverwaltungsaktes nach Â§ 48 Abs. 1 SGB X abgelehnt wird. Er kann sowohl
â�� zur frÃ¼hzeitigen Schaffung von Rechtssicherheit â�� eigenstÃ¤ndig vor der
eigentlichen Abschmelzungsentscheidung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X erlassen werden
als auch gemeinsam mit der Abschmelzungsentscheidung oder nach ihrem Erlass
bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens gegen die
Abschmelzungsentscheidung (BSG, Urt. v. 16.12.2004Â â�� B 9 VS 1/04 R, juris, Rn.
15; Hessisches LSG, Urt. v. 27.09.2016Â â�� L 3 U 252/12, juris, Rn. 34; Steinwedel,
in: beck-online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar), GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.12.2020, Â§ 48 SGB X, Rn. 67;
SchÃ¼tze, in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage 2020, Â§ 48 SGB X, Rn. 36 m.w.N.). Ein
weiteres Vorgehen der BehÃ¶rde nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X setzt jedenfalls voraus,
dass bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens gegen den
Abschmelzungsbescheid auch die notwendige Feststellungsentscheidung erlassen
worden ist (BSG, Urt. v. 16.12.2004Â â�� B 9 VS 1/04 R, juris, Rn. 15; BSG, Urt. v.
04.02.1998Â â�� B 9 V 24/96 R, juris, Rn. 24; Merten, in: Hauck/Noftz SGB X, Â§Â 48
Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse, Rn. 100). Diese Feststellungsentscheidung ist ihrerseits
selbststÃ¤ndig mit der isolierten Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1
SGG anfechtbar und beschrÃ¤nkt sich in ihren Rechtswirkungen auf die konstitutive
verbindliche Feststellung, in welchem Umfang der unaufhebbare
Dauerverwaltungsakt rechtswidrig ist (Hessisches LSG, Urt. v. 27.09.2016Â â�� L 3
U 252/12, juris, Rn. 34; Steinwedel, in: beck-online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler
Kommentar), GesamtHrsg: KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.12.2020, 
Â§ 48 SGB X, Rn. 67 f. m.w.N.; SchÃ¼tze, in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage 2020, Â§
48 SGB X, Rn. 36; Merten, in: Hauck/Noftz SGB X, Â§Â 48 Aufhebung eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse, Rn. 100;
Brandenburg, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 48 SGB X, Rn. 97 â��
â��Ein solcher Bescheid hat lediglich feststellende Wirkung und berÃ¼hrt die
Bestandskraft des Ausgangsbescheids nur insoweit, als dass er keine Basis mehr
fÃ¼r kÃ¼nftige Leistungsverbesserungen sein kann.â��).

Â 

Nach der Rechtsprechung des BSG soll auch in der rechtswidrigen
Aufhebungsentscheidung zu einem Dauerverwaltungsakt die entsprechende
Feststellung der Rechtswidrigkeit des Dauerverwaltungsaktes enthalten sein (BSG,
Urt. v. 04.02.1998Â â�� B 9 V 24/96 R, juris, Rn. 24 â�� â��FÃ¼r (negative)
Anpassungsbescheide (Abschmelzungsbescheide), die nach der Bekanntgabe des
RÃ¼cknahmebescheides vom 19. Mai 1994 erlassen werden oder worden sind,
kann aber nunmehr vom Vorliegen eines solchen Feststellungsbescheides
ausgegangen werden. Denn als RÃ¼cknahmebescheid iS des Â§Â 45 SGB X enthielt
der Bescheid vom 19. Mai 1994 â�� begriffsnotwendig â�� zugleich die Feststellung
der Rechtswidrigkeit des Bescheides vom 2. Oktober 1991. Trifft zwar diese
Feststellung zu, fehlen jedoch eine oder mehrere sonstige
RÃ¼cknahmevoraussetzungen nach Â§Â 45 SGB X, so bestehen keine Bedenken
dagegen, den nur im Ã¼brigen rechtswidrigen RÃ¼cknahmebescheid insofern
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aufrechtzuerhalten, als er â�� selbstÃ¤ndig â�� die Rechtswidrigkeit des
Grundlagenbescheides feststellt, wenn diese Feststellung â�� wie hier â�� zutrifft
und dem Willen des LeistungstrÃ¤gers entspricht. Ein derartiges Verfahren
rechtfertigt sich auch unter dem Gesichtspunkt der ProzeÃ�Ã¶konomie, weil so
spÃ¤tere Streitigkeiten Ã¼ber die Rechtswidrigkeit des Grundlagenbescheides
vermieden werden. [â�¦] Einen â�� hinsichtlich der formalen
RÃ¼cknahmevoraussetzungen â�� rechtswidrigen RÃ¼cknahmebescheid als
Feststellungsbescheid zur Vorbereitung der Abschmelzung nach Â§Â 48 Abs 3 SGB
X aufrechtzuerhalten, hat der Senat bereits in seiner Entscheidung BSGE 79, 92, 96
ff fÃ¼r zulÃ¤ssig erachtet.â��; zustimmend auch: Steinwedel, in: beck-
online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar), GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.12.2020, Â§ 48 SGB X, Rn. 67). Diese
Rechtsauffassung wird durch die Kammer geteilt. Denn gegenÃ¼ber einem
BÃ¼rger kann eine BehÃ¶rde kaum deutlicher zum Ausdruck bringen, dass sie
einen frÃ¼her erlassenen Verwaltungsakt fÃ¼r rechtswidrig hÃ¤lt, als wenn sie
diesen Verwaltungsakt gerade unter Bezugnahme auf diese Rechtswidrigkeit nun
aufheben will. Die behÃ¶rdliche Aufhebung einer Bescheidung wegen einer
Rechtswidrigkeit enthÃ¤lt â�� als Minus â�� immer auch die behÃ¶rdliche
Feststellung, dass die Bescheidung in diesem Umfang rechtswidrig sei.

Â 

FÃ¼r den vorliegenden Einzelfall bedeutet dies, dass dem angegriffenen
(rechtswidrigen) RÃ¼cknahmebescheid vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 auch der zusÃ¤tzliche Regelungsgehalt
beizumessen ist, dass die Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren Bescheide vom
11.05.1990 und 11.04.1991 festgestellt wird, soweit diese Unfallfolgen des
Ereignisses vom 11.07.1989 fÃ¼r das rechte Knie des KlÃ¤gers anerkennen, welche
Ã¼ber eine Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne strukturelle
Verletzungen des Kniebinnenraumes hinausgehen. In diesem Sinne argumentiert
auch die Beklagte in der BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheides selbst, wenn
sie ausfÃ¼hrt, dass mit dem Ausgangsbescheid vom 06.11.2017 die fraglichen
Bescheide nicht nur â��gem. Â§Â§ 45, 48 SGB X teilweise zurÃ¼ckgenommenâ��
worden seien, sondern auch die Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren Anerkennung der
Unfallreichweite durch die frÃ¼heren Bescheide festgestellt worden wÃ¤re.

Â 

2. Gegen die entsprechende Feststellungsbescheidung der Beklagten vom
06.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 kann sich der
KlÃ¤ger mit der insofern allein statthaften isolierten Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1
S. 1 Alt. 1 SGG) richten (a). Der Klageantrag ist dementsprechend
meistbegÃ¼nstigend auszulegen (b).

Â 

a) Wie bereits dargestellt, beschrÃ¤nkt sich der Regelungsgehalt einer
Festsetzungsentscheidung, die im Zusammenhang mit Â§ 48 Abs. 3 SGB X erlassen
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wird, auf eine konstitutive Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Dauerverwaltungsaktes, um auf diese Weise den (gleichzeitigen oder zukÃ¼nftigen)
Erlass einer rechtmÃ¤Ã�igen Abschmelzungsentscheidung nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X
zu ermÃ¶glichen (s.o.). FÃ¼r ein gerichtliches Vorgehen gegen diese
Feststellungsentscheidung ist die isolierte Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1
SGG) statthaft. Denn es genÃ¼gt zur Verbesserung / Wiederherstellung der eigenen
Rechtsstellung des KlÃ¤gers, wenn eine gerichtliche Aufhebung dieser
behÃ¶rdlichen Feststellungsentscheidung erfolgt.

Â 

Die entsprechende Feststellungsentscheidung ist ein eigenstÃ¤ndiger
Verwaltungsakt i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X, welcher als solcher auch mit einer eigenen
Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG angegriffen werden kann.

Â 

b) Dass der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger nach der wÃ¶rtlichen Fassung seines
Klageantrages gerade keine statthafte isolierte Anfechtungsklage geltend macht,
sondern eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1,
Abs. 4 SGG) erhoben hat, steht der ZulÃ¤ssigkeit der Klage nicht entgegen. Denn
der Klageantrag kann nach dem sog. MeistbegÃ¼nstigungsprinzip (Â§ 123 SGG)
mangels erkennbaren gegenteiligen KlÃ¤gerwillen auch in dieser Frage so
ausgelegt werden, dass â�� auch â�� eine gerichtliche Aufhebung begehrt wird,
soweit die Beklagte mit Bescheid vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 eine belastende
Feststellungsentscheidung getroffen hat. Im Ã�brigen verweist das Gericht auf die
bisherigen AusfÃ¼hrungen, die auch in diesem Zusammenhang sinngemÃ¤Ã�
gelten (s. I. 2. b)).

Â 

3. Die statthafte Anfechtungsklage des KlÃ¤gers nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG
ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Die Anfechtung der eigenstÃ¤ndigen
Feststellungsentscheidung kann dabei im Wege der objektiven KlagehÃ¤ufung nach
Â§ 56 SGG gemeinsam mit der Anfechtung der rechtswidrigen
RÃ¼cknahmeentscheidung gerichtlich geltend gemacht werden (Stelkens, in:
Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2018, Â§ 35 VwVfG,
Rn. 45; Fu, in: Stahl/Pahlke, Kommentar zur
Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung, Stand: 207. ErgÃ¤nzungslieferung 2022, 
Â§ 100 FGO, Rn. 13).

Â 

IV. Die isolierte Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 SGG gegen die
Feststellungsentscheidung der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Soweit seitens der
Beklagten mit der Feststellungsentscheidung vom 06.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 eine Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren
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Bescheide vom 11.05.1990 und 11.04.1991 festgestellt wird, soweit eine
Anerkennung des erneuten Transplantatrisses des vorderen rechten Kreuzbandes
als Unfallfolge erfolgt und die Bescheide Unfallfolgen des Ereignisses vom
11.07.1989 fÃ¼r das rechte Knie des KlÃ¤gers anerkennen, welche Ã¼ber eine
Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes ohne strukturelle Verletzungen
des Kniebinnenraumes hinausgehen und insbesondere die fÃ¼r rechtswidrig
erklÃ¤rt, ist diese Feststellungsentscheidung rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Â 

1. ErmÃ¤chtigungsgrundlage der entsprechenden Feststellungsentscheidung fÃ¼r
die Zukunft ist Â§ 48 Abs. 3 SGB X. Wie bereits dargestellt (s.o.), setzt ein sog.
Abschmelzen nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X nicht nur den Erlass der
Abschmelzungsentscheidung voraus, sondern erfordert zusÃ¤tzlich den Erlass eines
entsprechenden Feststellungsbescheides Ã¼ber den Umfang Rechtswidrigkeit der
bisherigen Bescheidung, dessen Rechtsgrundlage damit ebenfalls in der
entsprechenden Vorschrift des Â§ 48 Abs. 3 SGB X zu verorten ist (so wohl auch:
BSG, Urt. v. 18.03.1997Â â�� 2 RU 19/96, juris, Rn. 25).

Â 

2. Die Feststellungsentscheidung ist formell rechtmÃ¤Ã�ig getroffen worden.
Insbesondere ist dem AnhÃ¶rungserfordernis des Â§ 24 Abs. 1 SGB X mit Schreiben
der Beklagten vom 22.09.2017 ausreichend Rechnung getragen worden. Dem
KlÃ¤ger ist mit diesem Schreiben nicht nur ausfÃ¼hrlich dargelegt worden,
inwiefern und warum die Beklagte von einer Rechtswidrigkeit der frÃ¼heren
Bewertung der Unfallfolgen ausging, sondern auch, dass die Beklagte beabsichtigte
nunmehr nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X vorzugehen.

Â 

3. Die Feststellungsentscheidung ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig. Wenn sich auch
die Berechtigung zur behÃ¶rdlichen Feststellungsentscheidung aus Â§ 48 Abs. 3
SGB X ergeben soll (s.o.), sind aus Sicht der Kammer bereits an eine solche
Feststellung der Rechtswidrigkeit dieselben Anforderungen zu stellen, die fÃ¼r den
Erlass von Entscheidungen durch Â§ 48 Abs. 3 SGB X allgemein vorgegeben
werden.

Â 

Nach Â§ 48 Abs. 3 S. 1 SGB X darf die neu festzustellende Leistung nicht Ã¼ber den
Betrag hinausgehen, wie er sich der HÃ¶he nach ohne BerÃ¼cksichtigung der
Bestandskraft ergibt, falls ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nach
Â§Â 45 SGB X nicht zurÃ¼ckgenommen werden kann und eine Ã�nderung nach Â§
48 Abs.Â 1 oder Abs. 2 SGB X zugunsten des Betroffenen eingetreten ist. Nach Â§
48 Abs. 3 S. 2 SGB X gilt dies entsprechend, soweit einem rechtmÃ¤Ã�igen
begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
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Verwaltungsakt zugrunde liegt, der nicht nach Â§Â 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen
werden kann.

Â 

Â§ 48 Abs. 3 SGB X bietet keine Grundlage fÃ¼r jede Feststellung der BehÃ¶rde zu
Lasten des BÃ¼rgers Ã¼ber eine Rechtswidrigkeit frÃ¼herer Bescheidungen.
Vielmehr ist eine Feststellungsentscheidung â�� i.S.e. gebundenen Entscheidung
(vgl. Merten, in: Hauck/Noftz SGB X, Â§Â 48 Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit
Dauerwirkung bei Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse, Rn. 101 m.w.N.) â�� durch die
BehÃ¶rde nur vorzunehmen, soweit ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung vorliegt, der nicht nach Â§ 45 SGB X
zurÃ¼ckgenommen werden kann. 

Â 

Diese Voraussetzungen werden hier in Bezug auf die Entscheidungen vom
11.05.1990 und 11.04.1991 erfÃ¼llt, soweit diese auch
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen des rechten Kniegelenkes des KlÃ¤gers als
Unfallfolgen des Ereignisses vom 11.07.1989 anerkennen, die Ã¼ber eine Zerrung /
Verstauchung des rechten Knies hinausgehen.

Â 

a) Die Entscheidungen vom 11.05.1990 und 11.04.1991 regeln neben der
RentengewÃ¤hrung auch die Reichweite der anerkannten Unfallfolgen des
Ereignisses vom 11.07.1989, indem sie als Unfallfolgen i.S.d. Â§ 8 Abs. 1 S. 1 SGB
VII folgende gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers bestimmen:

Â 

â�� den operativ versorgter erneuter Riss des vorderen Kreuzbandes des rechten
Kniegelenkes mit anteiliger Muskelminderung des Oberschenkels, 

â�� Â Â  muskulÃ¤r kompensierte KnieinstabilitÃ¤t, und

â�� Â Â  anteilige endgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen des Kniegelenkes.

Â 

Diese Bestimmungen sind jeweils als den KlÃ¤ger begÃ¼nstigende
Dauerverwaltungsakte anzusehen. Zwar liegt es nach dem Wortlaut des Â§ 48 Abs.
3 SGB X nahe, dass nur Bewilligungen Ã¼ber Geldleistungen Ã¼berhaupt erfasst
werden (â��Leistung nicht Ã¼ber den Betrag hinausâ��). Es ist aber anerkannt,
dass sich die Vorschrift auch auf Verwaltungsakte bezieht, mit denen
begÃ¼nstigende Feststellungsentscheidungen durch die BehÃ¶rde getroffen
werden (etwa: BSG, Urt. v. 17.04.2013Â â�� B 9 SB 6/12 R, juris, Rn. 35 m.w.N.;
Steinwedel, in: beck-online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar),
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GesamtHrsg: KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.12.2020, Â§ 48 SGB X,
Rn. 64 m.w.N.; Brandenburg, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 48
SGB X, juris, Rn. 49 â�� â��Auch wenn sich der Wortlaut des Â§Â 48 Abs.Â 3 SGBÂ X
auf die GewÃ¤hrung von Leistungen bezieht, finden die Regelungen der Vorschrift
nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG auch auf rechtswidrige begÃ¼nstigende
Verwaltungsakte mit feststellender Wirkung Anwendung (z.B. bei der fehlerhaften
Feststellung des GdB).â��). Auch die behÃ¶rdliche Feststellung eines
Versicherungsfalles i.S.d. Â§ 7 Abs. 1 SGB VII bzw. seiner Reichweite ist damit ein
Dauerverwaltungsakt, dessen rechtliche Bindungswirkungen sich nicht auf den
Erlasszeitpunkt beschrÃ¤nken, sondern der KlÃ¤ger auch zukÃ¼nftig aus einer
weiterhin wirksamen Feststellung des Versicherungsfalls ggf. weitere Leistungen
herleiten kann (SchÃ¼tze, in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage 2020, Â§ 45 SGB X, Rn.
77; im Ergebnis auch: BSG, Urt. v. 20.03.2007Â â�� B 2 U 38/05 R, juris, Rn. 17 f.;
Brandenburg, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 48 SGB X, Rn. 93 â��
â��Die Aussparung einer laufenden Rente von der Rentenanpassung in der
gesetzlichen Unfallversicherung ist daher beispielsweise nicht nur dann mÃ¶glich,
wenn die HÃ¶he der MdE irrtÃ¼mlich zu hoch festgestellt wurde (wirkt sich auf die
RentenhÃ¶he aus), sondern auch dann, wenn sich nachtrÃ¤glich herausstellt, dass
das schÃ¤digende Ereignis nicht als Arbeitsunfall (Leistungsgrund) anerkannt
werden durfte.â��).

Â 

b) BezÃ¼glich der Bestimmung der Reichweite der Unfallfolgen des KlÃ¤gers waren
die Bescheide vom 11.05.1990 und 11.04.1991 auch von Anfang an rechtswidrig
i.S.d. Â§ 45 SGB X (vgl. allgemein zur Abgrenzung zwischen anfÃ¤nglicher und
nachtrÃ¤glicher Rechtswidrigkeit: SG Duisburg, Urt. v. 29.05.2020Â â�� S 49 AS
3304/16, juris, Rn. 58 m.w.N.).

Â 

aa) Weitestgehende Einigkeit besteht dahingehend, dass von einer anfÃ¤nglichen
Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsaktes auszugehen ist, wenn bei dessen Erlass
das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen worden ist. Welche weiteren Anforderungen an den Nachweis und den
Umfang der anfÃ¤nglichen Rechtswidrigkeit des Dauerverwaltungsaktes im
Zusammenhang mit Â§ 48 Abs. 3 SGB X zu stellen sind, wird dagegen uneinheitlich
beurteilt.

Â 

Nach einer Ansicht ist bereits dann von einer beachtlichen anfÃ¤nglichen
Rechtswidrigkeit auszugehen, wenn sich im Rahmen einer nochmaligen PrÃ¼fung
der ursprÃ¼nglichen Sach- und Rechtslage erhebliche Zweifel am Vorliegen der
entscheidungserheblichen Tatsachen oder des erforderlichen
Ursachenzusammenhangs ergeben. Nicht erforderlich sei demgegenÃ¼ber der
positive Nachweis des Nichtvorliegens der Tatbestandsmerkmal der
begÃ¼nstigenden Bescheidung zugunsten der BehÃ¶rde; weshalb die BehÃ¶rde
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auch dann bereits nach Â§ 48 As. 3 SGB X vorgehen darf, wenn das Fehlen der
GesundheitsstÃ¶rung gerade nicht den Vollbeweis nachgewiesen werden konnte
(etwa: Hessisches LSG, Urt. v. 27.09.2016Â â�� L 3 U 252/12, juris, Rn. 33;
Brandenburg in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§Â 48 SGB X, Rn. 93
m.w.N. â�� â��Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des fÃ¼r die gesetzliche
Unfallversicherung zustÃ¤ndigen 2.Â Senats des BSG ist die Rechtswidrigkeit eines
Verwaltungsakts bereits anzunehmen, wenn dieser aus damaliger Sicht so nicht
hÃ¤tte erlassen werden dÃ¼rfen. Da es um die Feststellung der ursprÃ¼nglichen
Rechtswidrigkeit geht, darf die BehÃ¶rde dabei ausschlieÃ�lich den tatsÃ¤chlichen
und rechtlichen Zustand im Zeitpunkt des Erlasses zu Grunde legen. Bei der
PrÃ¼fung sind dieselben materiell-rechtlichen und verfahrensrechtlichen
Grundlagen wie auch bei der PrÃ¼fung der Erstfeststellung heranzuziehen. Dies gilt
insbesondere fÃ¼r die juristische Subsumtion der Tatsachen unter die jeweilige
Norm des materiellen Rechts â�� einschlieÃ�lich deren kausaler VerknÃ¼pfung â��
sowie fÃ¼r die anzuwendenden BeweismaÃ�stÃ¤be und die Regeln der objektiven
Beweislast im Falle der Nichterweislichkeit. Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben ist
die Annahme der Rechtswidrigkeit bereits dann gerechtfertigt, wenn sich im
Rahmen einer nochmaligen PrÃ¼fung der ursprÃ¼nglichen Sach- und Rechtslage
erhebliche Zweifel am Vorliegen der entscheidungserheblichen Tatsachen oder des
erforderlichen Ursachenzusammenhangs ergeben. Folgendes Beispiel soll dies
verdeutlichen: Eine versicherte Person erhÃ¤lt eine dauerhafte Verletztenrente
aufgrund einer anerkannten Berufskrankheit. Bei einer erneuten Auswertung der
erhobenen medizinischen Befunde fÃ¤llt auf, dass ernsthafte und unausrÃ¤umbare
Zweifel daran bestehen, ob die versicherte Person tatsÃ¤chlich an der im
Tatbestand der Berufskrankheit genannten GesundheitsstÃ¶rung leidet. HÃ¤tte der
UnfallversicherungstrÃ¤ger diese Zweifel bereits im Feststellungsverfahren gehabt,
hÃ¤tte er die Berufskrankheit nicht anerkennen und eine Verletztenrente nicht
gewÃ¤hren dÃ¼rfen, da das Vorliegen einer einschlÃ¤gigen GesundheitsstÃ¶rung
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit (Vollbeweis) erwiesen sein muss.
Die Anerkennung der Berufskrankheit war daher i.S.d. Â§Â§Â 45 und 48 Abs.Â 3
SGBÂ X rechtswidrig. Nicht erforderlich ist, dass die BehÃ¶rde fÃ¼r das Fehlen der
GesundheitsstÃ¶rung den Vollbeweis erbringen muss.â��).

Â 

Nach anderer Ansicht ist hingegen erst dann von einer beachtlichen
Rechtswidrigkeit auszugehen, wenn zugunsten der BehÃ¶rde zweifelsfrei
nachgewiesen werden kann, dass die fragliche Bescheidung inhaltlich so nicht
hÃ¤tte getroffen werden dÃ¼rfen; weshalb die BehÃ¶rde auch nicht nach Â§ 48 As.
3 SGB X vorgehen darf, wenn das Fehlen der GesundheitsstÃ¶rung gerade nicht im
Vollbeweis nachgewiesen werden konnte (so wohl: SchÃ¼tze, in: SchÃ¼tze, SGB X,
9. Auflage 2020, Â§ 48 SGB X, Rn. 36).

Â 

bb) Im vorliegenden Einzelfall kann das Gericht einen Streitentscheid als
unerheblich dahingestellt lassen. Denn zur Ã�berzeugung der Kammer (Â§ 128 SGG
) ist eine (Teil-) Rechtswidrigkeit der Bescheide vom 11.05.1990 und 11.04.1991
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zugunsten der BehÃ¶rde zweifelsfrei nachgewiesen, so dass erst recht die Zweifel
an der RechtmÃ¤Ã�igkeit der Bescheidung gegeben sind, die bereits nach anderer
Ansicht ausreichen wÃ¼rden. 

Â 

Die Beklagte ist hier zu Recht davon ausgegangen, dass mit den Bescheiden vom
11.05.1990 und 11.04.1991 die folgenden gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen des
KlÃ¤gers als Unfallfolgen anerkannt worden sind, obwohl diesbezÃ¼glich kein
Arbeitsunfall i.S.d. Â§ 8 Abs. 1 SGB VII gegeben war:

Â 

â�� der operativ versorgte erneute Riss des vorderen Kreuzbandes des rechten
Kniegelenkes mit anteiliger Muskelminderung des Oberschenkels, 

â�� Â Â  die muskulÃ¤r kompensierte KnieinstabilitÃ¤t, und

â�� Â Â  die anteilige endgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen des Kniegelenkes.

Â 

(1) Eine bestimmte Unfallfolge ist als Versicherungsfall i.S.d. Â§ 7 Abs. 1 Alt. 1 i.V.m.
Â§ 8 Abs. 1 S. 1 SGB VII anzusehen, wenn sie haftungs- / anspruchsbegrÃ¼ndend
kausal auf einem zeitlich begrenzten, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkenden
Ereignis (Unfall) beruht, welches seinerseits unfallkausal gerade auf ein
unfallbringendes Verhalten zurÃ¼ckgeht, das seinerseits der Versicherungsschutz
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit zurechenbar ist (vgl. zum Ganzen allgemein: BSG, Urt.
v. 30.01.2007 â�� B 2 U 8/06 R, juris, Rn. 10; BSG, Urt. v. 24.07.2012 â�� B 2 U 9/11
R, juris, Rn. 28 ff.; Becker, Der Arbeitsunfall, SGb 2007, 721 ff.; Wietfeld, in: BeckOK
Sozialrecht, Rolfs/Giesen/Kreikebohm/MeÃ�ling/Udsching, 63. Edition, Stand:
01.12.2021, Â§ 8 SGB VII, Rn. 1 m.w.N.; G. Wagner in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
VII, 3. Aufl., Â§ 8 SGB VII, Rn. 25 ff.; Ziegler, in: Becker/Franke/Molkentin,
Sozialgesetzbuch VII, 5. Auflage 2018, Â§ 8 SGB VII, Rn. 37 ff.; Â Ricke, in: beck-
online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar) GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.08.2022, Â§ 8 SGB VII, Rn. 4 ff.;
Schmidt, in: Schmitt, SGB VII, 4. Auflage 2009, Â§ 8 SGB VII, Rn. 4 ff. m.w.N.; Keller,
in: Hauck/Noftz, SGB, 02/21, Â§ 8 SGB VII, Rn. 15 ff.; Kokemoor, Sozialrecht, 2. Aufl.
2006, Rn. 276; Igl/Welti, Sozialrecht, 8. Auflage 2007, Â§ 40, Rn. 1 ff. m.w.N.; zu
terminologischen Abweichungen bei der Bestimmung der Voraussetzungen des Â§ 8
SGB VII etwa: Holtstraeter, SGb 2008, 38, 57; Ricke, in: beck-
online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar) GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.08.2022, Â§ 8 SGB VII, Rn. 15 â�� 
â��Diese begrifflichen Unterscheidungen usw haben jedoch keine unterschiedlichen
Rechtsfolgen: Die WertmaÃ�stÃ¤be sind dieselben; ebenfalls die
Beweisanforderungen. Daher ist die Unterscheidung im Grunde nichtssagend und
verzichtbar.â��).
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Â 

FÃ¼r die Annahme eines Arbeitsunfalles i.S.d. Â§ 8 SGB VII muss nach Abschluss
der gerichtlichen Amtsermittlungen zweifelsfrei feststehen, dass der GeschÃ¤digte
der Versicherungspflicht nach Â§Â§ 2, 3 oder Â§ 6 SGB VII unterfiel, eine zum
Versicherungsschutz zurechenbare versicherte TÃ¤tigkeit vornahm, ein Unfall
eingetreten ist und ein Gesundheitsschaden bzw. Tod vorliegt. Ein besonderer
BeweismaÃ�stab ist demgegenÃ¼ber angezeigt, soweit es um den Nachweis der
(unfalls- / haftungsbegrÃ¼ndenden / haftungsausfÃ¼llenden) KausalitÃ¤t geht. In
diesem Zusammenhang ist es bereits ausreichend, wenn es wahrscheinlich ist, dass
die versicherte TÃ¤tigkeit wesentliche Ursache des Unfalls bzw. der Unfall
wesentliche Ursache des Gesundheitsschaden oder Tod war (vgl. zum Ganzen: BSG,
Urt. v. 31.01.2012 â�� B 2 U 2/11 R, juris, Rn. 17 â�� â��Hinsichtlich des
BeweismaÃ�stabes gilt fÃ¼r die BeweiswÃ¼rdigung der Tatsacheninstanzen bei der
Tatsachenfeststellung, dass die Tatsachen, die die Tatbestandsmerkmale
â��versicherte TÃ¤tigkeitâ��, â��Verrichtung zur Zeit des Unfallsâ��,
â��Unfallereignisâ�� sowie â��Gesundheitsschadenâ�� erfÃ¼llen sollen im Grad
des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, fÃ¼r das
Gericht feststehen mÃ¼ssen. DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der
naturphilosophischen UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen diesen
Voraussetzungen der Grad der (hinreichenden) Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings
die Glaubhaftmachung und erst Recht nicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit [â�¦].â��; BSG,
Urt. v. 24.07.2012 â�� B 2 U 9/11 R, juris, Rn. 28; BSG, Urt. v. 20.03.2018 â�� B 2 U
5/16 R, juris, Rn. 12; KÃ¼hl, in: Fichte/JÃ¼ttner, SGG, 3. Aufl. 2020, Â§ 103 SGG
[Erforschung des Sachverhalts von Amts wegen], Rn. 4 m.w.N.; Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 128 SGG, Rn. 3a
m.w.N.).

Â 

FÃ¼r die KausalitÃ¤t zwischen Unfallereignis und Gesundheitsschaden gilt dabei die
Theorie der wesentlichen Bedingung, welche in zwei PrÃ¼fungsschritten
festzustellen ist. ZunÃ¤chst ist mit der sog. Ã�quivalenztheorie â�� conditio sine
qua non â�� ein naturwissenschaftlicher Ursachenzusammenhang zu ermitteln,
bevor es dann zu einer wertenden Zurechnungsbetrachtung der Ursachen kommt.
Falls (auch) andere festgestellte konkurrierende Ursachen der festgestellten
versicherten Einwirkungen in Betracht kommen, ist die Wesentlichkeit einer
Ursache nach der Bedingungstheorie anhand folgender Kriterien im Sinne einer
Gesamtbetrachtung zu beurteilen: 

Art und AusmaÃ� der Unfalleinwirkungen, 
die konkurrierenden Ursachen, 
das Krankheitsbild, sowie 
die gesamte Krankengeschichte.

Entscheidungsbasis fÃ¼r die KausalitÃ¤tsbeurteilung muss der aktuelle
wissenschaftliche Erkenntnisstand sein. Erforderlich ist aber jeweils eine
einzelfallbezogene positive Feststellung sowohl der Verursachung nach der
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Bedingungstheorie als auch der wesentlichen Verursachung der vorliegenden
Erkrankung durch die versicherten Einwirkungen. Das bloÃ�e Fehlen von
konkurrierenden Ursachen genÃ¼gt bei komplexen Krankheitsgeschehen, die
mehrere Ursachen haben kÃ¶nnen, gerade nicht (LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
15.12.2017Â â�� L 4 U 641/17, juris, Rn. 58; RÃ¶mer, in: Hauck/Noftz, SGB, 06/21,
Â§Â 9 SGB VII, Rn. 122 m.w.N.; Keller, in: Hauck/Noftz, SGB, 02/21, Â§Â 8 SGB VII,
Rn. 6 m.w.N.).

Â 

(2) Die Kammer schlieÃ�t sich hierbei den Ergebnissen der inhaltlich
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des schriftlichen Gutachtens durch Dr. vom
04.01.2019 an, welche die Kammer nach Â§ 118 Abs. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 415 ff. ZPO
seiner BeweiswÃ¼rdigung zugrunde legt. Eine Fehlerhaftigkeit der gutachterlichen
Herleitung oder ihrer Ergebnisse ist auch wÃ¤hrend der nach Â§ 118 SGG i.V.m. 
Â§Â§ 402, 397 ZPO gebotenen persÃ¶nlichen Befragung des SachverstÃ¤ndigen
durch die KlÃ¤gerseite im Verhandlungstermin vom 23.09.2022 nicht erkennbar
geworden. Im Gegenteil konnte der SachverstÃ¤ndige Dr. auch persÃ¶nlich die
inhaltliche Ã�berzeugungskraft seiner schriftlichen AusfÃ¼hrungen weiter
untermauern.

Â 

Hiernach ist davon auszugehen, dass das rechte Knie des KlÃ¤gers bereits vor
Unfalleintritt eine erhebliche VorschÃ¤digung in Form eines Kreuzbandrisses
aufwies, welchen sich der KlÃ¤ger beim FuÃ�ballspielen zugezogen hatte und der
zu der frÃ¼heren Versorgung mit einer Ersatzplastik des Kreuzbandes gefÃ¼hrt
hatte. Die entsprechenden AusfÃ¼hrungen des Gutachters decken sich mit
medizinischen Unterlagenteilen, die noch in der Leistungsakte der Beklagten
vorhanden sind und den entsprechenden RÃ¼ckschluss des Gutachters zulassen.
Warum die KlÃ¤gerseite demgegenÃ¼ber teilweise glaubt, die Existenz dieser
aktenkundigen VorschÃ¤digungen des Kniegelenkes ihrerseits als fraglich und
unsicher darstellen zu kÃ¶nnen, erschlieÃ�t sich dem Gericht nicht. Der KlÃ¤ger
persÃ¶nlich hat jedenfalls den frÃ¼heren Riss seines Kreuzbandes beim privaten
FuÃ�ballspielen nie in Abrede gestellt.

Â 

Es erscheint naheliegend, dass es hier gerade wegen der Einsetzung der
Ersatzplastik am Kreuzband und der VorschÃ¤digung des rechten Knie zu einem
frÃ¼her einsetzenden degenerativen VerschleiÃ� u.a. des Meniskus des KlÃ¤gers
gekommen ist, welcher eine ErklÃ¤rung fÃ¼r die Folgeerkrankungen des rechten
Knies gegenÃ¼ber den Erkrankungen einer gesunden Vergleichsperson bildet.
Inwiefern es gerade infolge des Leitersturzes des KlÃ¤gers am 11.07.1989 zur
erneuten Durchtrennung des vorderen Kreuzbandes im rechten Kniegelenk
gekommen ist, erscheint fraglich. Denn wie Dr.Â  ausfÃ¼hrt, kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der im Nachgang festgestellte Kreuzbandriss zu
einem anderen Zeitpunkt â�� vor oder nach dem Sturz â�� geschehen ist. Es
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erscheint daher allenfalls wahrscheinlich, dass die erneute Durchtrennung des
Kreuzbandes gerade infolge der TÃ¤tigkeitsverrichtung am 11.07.1989 erfolgt ist.
Entscheidend ist dies nicht. 

Â 

Denn selbst wenn zugunsten des KlÃ¤gers davon ausgegangen wird, dass die
erneute Durchtrennung des Kreuzbandes in dem fraglichen Leitersturzmoment am
11.07.1989 erfolgte, ist jedenfalls keine Wesentlichkeit der ArbeitstÃ¤tigkeit fÃ¼r
die hier in Frage stehenden Verletzungen des rechten Kniegelenkes anzunehmen.
Vielmehr ist dann hier von einer Wesentlichkeit der bestehenden VorschÃ¤digung
auszugehen, welche durch das Unfallereignis weder ausgelÃ¶st noch maÃ�geblich
richtungsweisend verschlimmert worden ist (vgl. allgemein zu beachtlichen
Verschlimmerungen eines Vorschadens: BSG, Urt. v. 26.04.1962Â â�� 2 RU 223/59,
juris, Rn. 18; SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9.
Auflage 2017, S. 37 ff.; Wagner, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VII, 3. Aufl., Â§Â 8
SGB VII, Rn. 180 â�� â��Ein Fall konkurrierender Ursachen liegt ferner dann vor,
wenn das Unfallereignis auf einen bereits bestehenden Gesundheitsschaden trifft
und im Zusammenhang mit dem Unfallereignis (lediglich) dessen Verschlimmerung
oder der Tod des Versicherten eintritt. Die haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t
zwischen Unfallereignis und Verschlimmerung ist in einem solchen Falle nur
gegeben, wenn das Unfallereignis fÃ¼r die Verschlimmerung eine wesentliche
Ursache war.â��). Diese EinschÃ¤tzung ist von Herrn Dr.Â  in dem Sinne
Ã¼berzeugend dargelegt worden, dass er verneint, dass die Knieerkrankungen des
KlÃ¤gers unfallbedingt â��auf ein vÃ¶llig neues Level gehobenâ�� worden wÃ¤ren: 

Â 

Der KlÃ¤ger verfÃ¼gte zum Unfallzeitpunkt nicht mehr Ã¼ber ein gesundes
rechtes Kreuzband, sondern war bereits mit einer Ersatzplastik ausgestattet
worden. Dr. hat die verringerte WiderstandsfÃ¤higkeit gegenÃ¼ber
Belastungen einer solchen Ersatzplastik im Vergleich zu einem natÃ¼rlichen
Kreuzband betont. Nach seiner gutachterlichen EinschÃ¤tzung wÃ¤re fÃ¼r
eine in den 80er Jahren eingesetzte Ersatzplastik, wie bei dem KlÃ¤ger, eine
herabgesetzte StabilitÃ¤t gegeben. Es ist daher gerade nicht nachgewiesen,
dass auch ein natÃ¼rliches Kreuzband in gleicher Weise bei dem Sturz
gerissen wÃ¤re. Wenn dies aber nicht festgestellt werden kann, beruht der
erneute Riss des Kreuzbandes maÃ�geblich auf der Ausstattung mit der
Ersatzplastik, welche wegen der bestehenden VorschÃ¤digung des KlÃ¤gers
notwendig geworden war.

Â 

Selbst wenn â�� entgegen der hier vertretenen EinschÃ¤tzung â�� dennoch
eine Wesentlichkeit der ArbeitstÃ¤tigkeit fÃ¼r die Durchtrennung der
Kreuzbandersatzplastik anerkannt werden wÃ¼rde (bspw. i.S.e.
beachtlichen vorÃ¼bergehenden Verschlimmerung), wÃ¤re jedenfalls die
frÃ¼here Feststellung der Unfallfolgen des KlÃ¤gers in den Bescheiden vom
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11.05.1990 und 11.04.1991 dennoch rechtswidrig gewesen. Denn es ist
auch dann nicht zu einem operativ versorgten erneuten Riss des vorderen
Kreuzbandes des rechten Kniegelenkes des KlÃ¤gers gekommen, sondern
allenfalls zu einem operativ versorgte Riss der eingesetzten Ersatzplastik
des vorderen Kreuzbandes des rechten Kniegelenkes des KlÃ¤gers. Beides
ist schon deshalb nicht deckungsgleich, weil nicht jeder Kreuzbandriss
gerade mit dem Einsatz einer Ersatzplastik korrigiert werden muss. Die
Unterscheidung ist hier auch insofern von weiterer Bedeutung, dass â�� wie
Dr. aus Sicht der Kammer zu Recht ausfÃ¼hrt â�� die Unfallfolge sich dann
gerade auf die BeschÃ¤digung dieser Ersatzplastik beschrÃ¤nkte. Die so
verstandene SchÃ¤digung ist mit der erneuten Einsetzung einer weiteren
Ersatzplastik dann vollumfÃ¤nglich korrigiert worden, so dass die
Gesundheit des KlÃ¤gers bereits wenige Wochen nach dem Unfall wieder
genauso hergestellt worden ist, wie er (mit seiner frÃ¼heren Ersatzplastik)
vor dem Unfall schon gestanden hatte. Eine weitere
GesundheitsschÃ¤digung des KlÃ¤gers, die maÃ�geblich gerade auf das
Einsetzen dieser zweiten Ersatzplastik zurÃ¼ckgehen wÃ¼rde, ist nicht
erkennbar. Wesentlich fÃ¼r die folgenden gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen erscheint eben nicht die Ausstattung des KlÃ¤gers mit
der (unfallbedingten) zweiten Ersatzplastik, die dann bis 2001
beschwerdefrei genutzt werden konnte, sondern der Umstand, dass der
KlÃ¤ger Ã¼berhaupt seit den 80er Jahren auf die Nutzung einer
Ersatzplastik angewiesen war, was gerade keine Folge des fraglichen Unfalls
vom 11.07.1989 gewesen ist, sondern auch unfallunabhÃ¤ngig notwendig
erschien.

Â 

c) Wie bereits dargestellt (s.o.), kann eine teilweise RÃ¼cknahme der
rechtswidrigen Bescheide vom 11.05.1990 und 11.04.1991 auch nicht mehr nach Â§
45 SGB X erfolgen, da inzwischen die RÃ¼cknahmefrist des Â§ 45 Abs. 3 SGB X
verstrichen ist. Warum die RÃ¼cknahme nach Â§ 45 SGB X ausscheidet ist fÃ¼r die
Anwendung des Â§ 48 Abs. 3 SGB X unerheblich (Merten, in: Hauck/Noftz SGB X,
Â§Â 48 Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse, Rn. 97 m.w.N. â�� â��Weitere Voraussetzung ist, dass der
rechtswidrige begÃ¼nstigende Verwaltungsakt â��nach Â§Â 45 SGB X nicht
zurÃ¼ckgenommenâ�� werden kann. Bereits diese Formulierung verdeutlicht, dass
es unerheblich ist, aus welchem Grund eine RÃ¼cknahme ausgeschlossen ist. Sie
kann z. B. daran scheitern, dass der Vertrauensschutz des Betroffenen
entgegensteht (BSG 18. 3. 1997 â�� 2 RU 19/96 = BSGE 80, 119, 122), die
Zweijahresfrist abgelaufen ist (BSG 8. 11. 2007 â�� B 9/9a V 1/06 R = juris) oder
von einer RÃ¼cknahme im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung abgesehen worden
ist (SchÃ¼tze in v. Wulffen/SchÃ¼tze, Â§Â 48 SGB X Rz 30).â��).

Â 

Nach anderer Ansicht ist ein Vorgehen nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X sogar unabhÃ¤ngig
davon zulÃ¤ssig, ob eine RÃ¼cknahme des fraglichen Bescheides nach Â§ 45 SGB X
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tatsÃ¤chlich ausgeschlossen bzw. objektiv unzulÃ¤ssig ist (Steinwedel, in: beck-
online.GROSSKOMMENTAR (Kasseler Kommentar) GesamtHrsg:
KÃ¶rner/Krasney/Mutschler/Rolfs, Stand:Â 01.12.2020, Â§ 48 SGB X, Rn. 62a
m.w.N.). Da hier zumindest im Ergebnis eine Einigkeit besteht, bedarf es keiner
vertieften Auseinandersetzung mit dieser Auffassung. 

Â 

V. Soweit die KlÃ¤gerseite gegen die Bescheidung der Beklagten 06.11.2017 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.12.2017 auch mittels kombinierter
Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1, Abs. 4 SGG) mit dem Ziel
vorgeht, unter gerichtlicher Aufhebung einer Ablehnungsentscheidung eine
Verurteilung der Beklagten zur Erbringung der abgelehnten Leistungen
durchzusetzen, ist die Klage unzulÃ¤ssig. Die Beklagte hat hier keine entsprechende
Ablehnungsentscheidung Ã¼ber weitere Leistungen des KlÃ¤gers nach dem SGB VII
getroffen.

Â 

1. Nach allgemeiner Ansicht enthÃ¤lt die behÃ¶rdliche Entscheidung Ã¼ber das
Vorliegen eines Versicherungsfalles bzw. dessen Reichweite regelmÃ¤Ã�ig keine
Entscheidung Ã¼ber entsprechende Leistungsrechte nach dem SGB VII, wenn nur
das Bestehen des Versicherungsfalles abgelehnt wird. Wenn der
UnfallversicherungstrÃ¤ger bei Verneinung eines Versicherungsfalls zusÃ¤tzlich
ausfÃ¼hrt, dass keine Leistungen nach dem SGB VII zu erbringen ist, kann dies je
nach den GesamtumstÃ¤nden des Einzelfalles sowohl eine entsprechende
Ablehnungsentscheidung i.S.d. Â§ 31 S. 1 SGB X sein als auch eine bloÃ�e 
â��Annexfloskelâ��, welcher neben der alleinigen Ablehnung des
Versicherungsfalles kein eigenstÃ¤ndiger Regelungsgehalt zukommt. Denn es steht
der BehÃ¶rde grundsÃ¤tzlich frei durch Bescheid entweder allein Ã¼ber das
Nichtvorliegen eines Versicherungsfalls nach Â§ 7 SGB VII â�� vorab â�� zu
entscheiden oder Ã¼ber das Nichtbestehen eines Leistungsanspruchs ablehnend zu
entscheiden, weil nach InzidentprÃ¼fung kein dafÃ¼r notwendiger
Versicherungsfall nach Â§ 7 SGB VII vorliegt (so Ã¼berzeugend: Gekeler, NZS 2020,
727, 727):

Â 

Â 

Nach dem insofern maÃ�geblichen objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont (Â§Â§
133, 157 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch [BGB] analog) ist grundsÃ¤tzlich von
einer fÃ¼r sich stehende (Ablehnungs-) Regelung Ã¼ber einen konkreten
Leistungsanspruch nach dem SGB VII auszugehen, wenn nach
SachprÃ¼fung der einzelnen Anspruchsvoraussetzungen das Bestehen
gerade dieser Leistung in Bezug auf den Adressaten des
Ablehnungsbescheides verneint wird (LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschl. v.
21.05.2021Â â�� L 3 U 1001/20, juris, Rn. 24 m.w.N.; Bayerisches LSG, Urt.
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v. 12.10.2017Â â�� L 17 U 208/17, juris, Rn. 16; Gekeler, NZS 2020, 727,
727).

Â 

Von einer bloÃ�en â��Annexfloskelâ��, welcher neben der regelnden
Ablehnung des Versicherungsfalles nur noch informellen Hinweischarakter
zukommt, ist demgegenÃ¼ber regelmÃ¤Ã�ig dann auszugehen, wenn â��
ohne erkennbare PrÃ¼fung von EinzelansprÃ¼chen â�� pauschal
ausgefÃ¼hrt wird, dass Leistungen nach dem SGB VII oder
EntschÃ¤digungen nach dem SGB VII nicht zu gewÃ¤hren sind (etwa: BSG,
Urt. v. 16.03.2021Â â�� B 2 U 7/19 R, juris, Rn. 11 ff. m.w.N. â�� â��Mit der
pauschalen Leistungsablehnung sollten aber ersichtlich nur allgemein die
Folgerungen beschrieben werden, die sich aus der Nichtanerkennung einer
BK ergeben [â�¦]. Eine Entscheidung Ã¼ber einzelne konkrete
LeistungsansprÃ¼che war damit nicht verbunden. Stattdessen handelt es
sich bei den AusfÃ¼hrungen unter Ziffer 2 des Bescheids um einen bloÃ�en
Textbaustein ohne Regelungsgehalt (dazu aa), wie die Auslegung des
Formularbescheids ergibt (dazu bb), die auch dem Revisionsgericht obliegt
(dazu cc). [â�¦] Diese pauschale Leistungsablehnung ist als bloÃ�e
Annexfloskel (so Gekeler, NZS 2020, 727) aufzufassen, mit der die Beklagte
den Betroffenen an prominenter Stelle lediglich auf die Folgen hinweisen
will, die zukÃ¼nftig eintreten werden, sollte die unter Ziffer 1 enthaltene
Ablehnung des Versicherungsfalls unanfechtbar werden.â��; ausfÃ¼hrlich:
Aubel, Zur ZulÃ¤ssigkeit der Leistungsklage bei Ablehnung des
Versicherungsfalls in der gesetzlichen Unfallversicherung, NZS 2021, 376,
376 ff.; Spellbrink/Karmanski, SGb 2021, 461, 465 â�� â��FÃ¼r die
Gestaltung und Abfassung der Bescheide hat der Spitzenverband der
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) Formtexte entwickelt,
auf die die UnfallversicherungstrÃ¤ger in groÃ�er Zahl zurÃ¼ckgreifen. Soll
ein Bescheid Ã¼ber die Ablehnung der Feststellung eines Versicherungsfalls
erlassen werden, sehen die vorformulierten Texte dafÃ¼r â�� verkÃ¼rzt
wiedergegeben â�� zwei verneinende Aussagen vor: 1. Es besteht kein
Versicherungsfall (Arbeitsunfall oder BK). 2. AnsprÃ¼che auf Leistungen
bestehen nicht. Auf den ersten Blick erscheinen beide Aussagen miteinander
kompatibel und folgerichtig: Besteht kein Versicherungsfall, entfallen in der
GUV alle LeistungsansprÃ¼che, weil sie einen Versicherungsfall notwendig
voraussetzen. In seinem Urteil vom 16. 3. 2021 hat sich der 2. Senat des
BSG mit dem Problem auseinandergesetzt, dass der Verwaltungsakt Ã¼ber
die Nichtfeststellung des Versicherungsfalls (Aussage 1) gemÃ¤Ã� Â§Â 77
SGG fÃ¼r die Beteiligten in der Sache erst bindend wird, wenn der
gegebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt wird. WÃ¤hrend des
Schwebezustands zwischen der Bekanntgabe des Verwaltungsakts und dem
Eintritt seiner Bestandskraft ist ungewiss, ob dessen feststellende Wirkung
eintreten wird. Deshalb dÃ¼rfen in dieser Zwischenphase Leistungen â��
jedenfalls wegen Fehlens eines Versicherungsfalls â�� (noch) nicht
endgÃ¼ltig abgelehnt werden. Andernfalls wÃ¼rde der
UnfallversicherungstrÃ¤ger gegen das Verbot des vorzeitigen
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Verfahrensabschlusses verstoÃ�en, das aus Â§Â 2 Abs.Â 2 SGB I
abzuleitende Gebot der Sozialrechtsoptimierung missachten und den
gerichtlichen Rechtsschutz unzumutbar erschweren, was ihm bei
rechtskonformer Auslegung nicht unterstellt werden kann. Folglich hat das
BSG die zweite Aussage in dem Formtext so ausgelegt, dass damit nicht
pauschal alle LeistungsansprÃ¼che mit einer unbestimmten Vielzahl von
Verwaltungsakten abgelehnt werden. Vielmehr ist die zweite Aussage in
dem Bescheid â�� AnsprÃ¼che bestehen nicht â�� als bloÃ�e Annexfloskel
aufzufassen, die lediglich auf die Folgen hinweist, die eintreten werden,
sollte die in der ersten Aussage verlautbarte Ablehnung der Feststellung des
Versicherungsfalls unanfechtbar werden. Unproblematisch ist indes der
umgekehrte Fall: Die positive Feststellung des Versicherungsfalls kann ohne
Weiteres mit der LeistungsgewÃ¤hrung verknÃ¼pft werden, weil diese
Verwaltungsakte die BehÃ¶rde bereits binden, sobald sie bekannt gegeben
und damit wirksam geworden sind (Â§Â 39 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGB X).â��).
Sofern lediglich einzelneÂ  Anspruchsvoraussetzungen verneint werden â��
bspw. ArbeitsunfÃ¤higkeit oder BehandlungsbedÃ¼rftigkeit â�� liegt
regelmÃ¤Ã�ig keine Entscheidung Ã¼ber den entsprechenden
Leistungsanspruch vor und auch eine sog. Elementenfeststellung ist
unzulÃ¤ssig, mit welcher geltend gemacht werden soll, dass die einzelnen
Anspruchsvoraussetzung â�� als Einzelelement eines Leistungsanspruches
â�� entgegen der Bescheidung der BehÃ¶rde doch verwirklicht ist (in
diesem Sinne einschrÃ¤nkend fÃ¼r eine Vorliegensdauer des Merkmals
unfallbedingter ArbeitsunfÃ¤higkeit etwa: LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl.
v. 17.02.2021Â â�� L 17 U 643/18, juris, Rn. 41).

Â 

Soweit von einer bloÃ�en Annexfloskel auszugehen ist, ist auch kein Grundurteil
nach Â§ 130 Abs. 1 SGG auf GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem SGB VII bei
Vorliegen des Versicherungsfalles mÃ¶glich. Zum einen kann ein Grundurteil nicht
pauschal hinsichtlich aller Leistungen nach SGB VII erfolgen und kÃ¤me ohnehin
Ã¼berhaupt nur in Betracht, wo es um Geldleistungen geht, deren konkrete HÃ¶he
noch ungeklÃ¤rt ist (Giesbert in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 2. Aufl., Â§Â 130
SGG, Rn. 16, 23 â�� â��Wenngleich Konstellationen nicht selten sind, bei denen
neben einem streitigen Feststellungsanspruch (etwa, ob ein KlÃ¤ger einen
versicherten Arbeitsunfall erlitten hat, oder ob die Schwerbehinderteneigenschaft zu
bejahen ist) auch â��die HÃ¶heâ�� der resultierenden MdE oder des Grades der
Behinderung jenseits vonÂ 50 streitbefangen ist, bedarf es in diesen FÃ¤llen der
besonderen Konstruktion des Grundurteils nicht: Dem KlÃ¤ger steht es frei, neben
seinem Anfechtungsantrag einen bestimmten (â��beziffertenâ��) Feststellungs-
bzw. Verpflichtungsantrag zu stellen, oder sich jedenfalls zunÃ¤chst darauf zu
beschrÃ¤nken, die Feststellung eines â��hÃ¶herenâ�� Wertes als den von der
Beklagten anerkannten geltend zu machen. [â�¦] Ein Grundurteil kommt bei einem
Streit um Sachleistungen ausnahmslos nicht in Betracht; der Wortlaut ist
eindeutig.â��). Zum anderen fehlt es dann auch an der notwendigen Entscheidung
Ã¼ber etwaige konkrete LeistungsansprÃ¼che nebst nach Â§ 78 SGG notwendigen
DurchfÃ¼hrung eines Vorverfahrens hinsichtlich dieser konkreten Leistung (vgl.
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zum Ganzen: LSG Niedersachsen-Bremen, Urt. v. 16.12.2021Â â�� L 14 U 306/17,
juris, Rn. 34 m.w.N. â��Â  â��Insoweit der KlÃ¤ger jedoch mit dem Antrag zu 3. die
Verurteilung des Beklagten zur GewÃ¤hrung von Leistungen aufgrund der Folgen
des Arbeitsunfalls geltend gemacht hat, ist dieser Klagantrag unzulÃ¤ssig. Zwar
stellt die Leistungsklage die vorrangige Klageart fÃ¼r das Begehren dar, allerdings
ist dieser Antrag zu unbestimmt, denn der KlÃ¤ger begehrt insofern ein Grundurteil
Ã¼ber allgemeine Leistungen. Ein Grundurteil (Â§Â 130 SGG) kommt aber nur in
Betracht, wenn eine ihrer Art nach feststehende Geldleistung begehrt wird und
lediglich die HÃ¶he offen gelassen werden soll [â�¦]. Ã�ber konkrete Leistungen
(z.B. die GewÃ¤hrung von Verletztengeld nach Â§Â§Â 44 f SGB VII) hat die Beklagte
jedoch nicht entschieden, sondern lediglich den Zeitraum der unfallbedingten
ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit fÃ¼r eine Woche anerkannt.
Hierbei handelt es sich lediglich um ein anspruchsbegrÃ¼ndendes
Tatbestandsmerkmal des Anspruchs auf Verletztengeld nach Â§Â 45 SGB VII,
welches nicht im Rahmen einer ausnahmsweise fÃ¼r die Feststellung von
Unfallfolgen zulÃ¤ssigen Elementfeststellungsklage nach Â§Â 55 Abs.Â 1 Halbsatz 1
Nr.Â 3 SGG verfolgt werden kann [â�¦].â��; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschl. v.
21.05.2021Â â�� L 3 U 1001/20, juris, Rn. 24 m.w.N. â�� â��Soweit der KlÃ¤ger
auch mit seiner Berufung die â��antragsgemÃ¤Ã�e GewÃ¤hrung von
EntschÃ¤digungsleistungenâ�� begehrt, kommt dem neben dem auf die
Anerkennung des Skiunfalls vom 24.03.2018 als Arbeitsunfall gerichteten und im
Wege der Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (dazu unten 2.) verfolgten
Klagebegehren bei sinnentsprechender Auslegung keine eigenstÃ¤ndige Bedeutung
zu [â�¦]. Denn in der Sache geht es dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst um die rechtliche
KlÃ¤rung, ob ein Arbeitsunfall vorliegt. Eine auf die GewÃ¤hrung von
EntschÃ¤digungsleistungen gerichtete kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage nach Â§Â 54 Abs.Â 4 SGG wÃ¤re in der vorliegenden Situation
ohnehin unzulÃ¤ssig, worauf das SG zutreffend in dem angefochtenen Urteil
hingewiesen hat. Denn zum einen hat die Beklagte insoweit eine anfechtbare
Verwaltungsentscheidung nicht getroffen. Nach dem fÃ¼r die Auslegung von
Bescheiden maÃ�geblichen objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen
Beteiligten, der alle BegleitumstÃ¤nde und ZusammenhÃ¤nge (Vorgeschichte,
AntrÃ¤ge, Begleitschreiben, Situation des Adressaten, genannte Rechtsnormen,
auch Interesse der BehÃ¶rde) berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde erkennbar in
ihre Entscheidung einbezogen hat [â�¦], hat die Beklagte mit dem Bescheid [â�¦] 
keine anfechtbare Verwaltungsentscheidung Ã¼ber EntschÃ¤digungsleistungen
getroffen. Regelungsgegenstand des Bescheides ist vielmehr ausschlieÃ�lich die
(Nicht-)Anerkennung des Unfallereignisses vom 24.03.2018 als Arbeitsunfall. Soweit
die Beklagte zudem pauschal darauf hingewiesen hat, dass ein Anspruch auf
EntschÃ¤digungsleistungen aus Anlass dieses Unfalls nicht bestehen, stellt dies
lediglich einen klarstellenden Hinweis auf die aus der Nichtanerkennung als
Arbeitsunfall resultierende Folge dar, ohne dass hiermit eine eigenstÃ¤ndige
Regelung verbunden wÃ¤re [â�¦]. Unter BerÃ¼cksichtigung der BegleitumstÃ¤nde
hat fÃ¼r die Beklagte, was fÃ¼r den KlÃ¤ger auch erkennbar gewesen ist, kein
Anlass bestanden, Ã¼ber ihrer Art nach unbestimmte EntschÃ¤digungsleistungen
zu entscheiden. Weder hatte der KlÃ¤ger konkrete Leistungen beantragt, noch hat
sonst Anlass bestanden, Ã¼ber EntschÃ¤digungsleistungen im Zusammenhang mit
dem nicht als Arbeitsunfall anerkannten Unfallereignisses zu entscheiden. Zum
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anderen wÃ¤re eine allgemein auf EntschÃ¤digungsleistungen gerichtete
Leistungsklage auch deshalb unzulÃ¤ssig, weil sie nicht auf konkrete Leistungen,
sondern allgemein auf Feststellung der Leistungspflicht der Beklagten gerichtet i
Ã�ber sie kÃ¶nnte auch nicht durch Grundurteil entschieden werden. Denn die in 
Â§Â 130 SGG vorgesehene MÃ¶glichkeit zum Erlass eines Grundurteils ist auf FÃ¤lle
beschrÃ¤nkt, in denen der KlÃ¤ger eine oder mehrere ihrer Art nach feststehende
Geldleistungen begehrt, auf die ein Rechtsanspruch besteht. Nicht die Leistung als
solche, sondern nur ihre HÃ¶he kann in diesem Fall vom Gericht offen gelassen und
der Berechnung durch den SozialleistungstrÃ¤ger Ã¼berlassen werden [â�¦].â��;
LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 26.05.2011Â â�� L 3 U 87/09, juris, Rn. 24 â�� 
â��Geht es nur um die Frage, ob ein bestimmter Unfall Arbeitsunfall ist, sowie um
die Feststellung der EntschÃ¤digungspflicht dem Grunde nach, steht im
Entscheidungszeitpunkt nicht fest, welche der in Frage kommenden Leistungen (z.
B. Krankenbehandlung, Rehabilitation, Verletztengeld, Verletztenrente) im
konkreten Fall tatsÃ¤chlich beansprucht werden kÃ¶nnen und fÃ¼r welchen
Zeitraum sie ggf. zu erbringen sind. Auch handelt es sich nur teilweise um
Geldleistungen und im Ã�brigen um Sachleistungen, die einer Zuerkennung durch
Grundurteil von vornherein nicht zugÃ¤nglich sind [â�¦].â��; Aubel, Zur
ZulÃ¤ssigkeit der Leistungsklage bei Ablehnung des Versicherungsfalls in der
gesetzlichen Unfallversicherung, NZS 2021, 376, 377). 

Â 

Ein unzulÃ¤ssiger Grundantrag des KlÃ¤gers auf EntschÃ¤digung fÃ¼r einen
Versicherungsfall soll dabei grundsÃ¤tzlich als Antrag auf Feststellung des
Versicherungsfalles ausgelegt werden (Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Sozialgerichtsgesetz, 13. Auflage 2020, Â§ 130
SGG, Rn. 2a; Aubel, Zur ZulÃ¤ssigkeit der Leistungsklage bei Ablehnung des
Versicherungsfalls in der gesetzlichen Unfallversicherung, NZS 2021, 376, 377
m.w.N.). 

2. Vorliegend ist der Inhalt der angefochtenen Bescheidung der Beklagten analog 
Â§Â§ 133, 157 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch [BGB] nicht anders zu verstehen als die
RÃ¼cknahme bzw. Feststellung der Rechtswidrigkeit der bisherigen Anerkennung
von Unfallfolgen mit den Bescheiden vom 11.05.1990 und 11.04.1991, soweit diese
Unfallfolgen des Ereignisses vom 11.07.1989 fÃ¼r das rechte Knie des KlÃ¤gers
anerkennen, welche Ã¼ber eine Zerrung / Verstauchung des rechten Kniegelenkes
ohne strukturelle Verletzungen des Kniebinnenraumes hinausgehen.

Â 

Zwar heiÃ�t es unter 3. des Ausgangsbescheides wÃ¶rtlich: â��Diese
Zerrung/Verstauchung des rechten Kniegelenkes ist folgenlos ausgeheilt. Ã�rztliche
BehandlungsmaÃ�nahmen sind deswegen nicht bzw. nicht mehr erforderlich.â��
Diese AusfÃ¼hrungen sind jedoch im Gesamtzusammenhang der Bescheidung
gerade nicht als eigenstÃ¤ndige Ablehnung weiterer Leistungen des KlÃ¤gers nach 
Â§Â§ 27 ff. SGB VII zu verstehen. Vielmehr ist ihnen der Gehalt eines inhaltlich
abrundenden Hinweises zu den allgemeinen Folgen der behÃ¶rdlich
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vorgenommenen / beabsichtigten Neubewertung der Reichweite der Unfallfolgen
beizumessen. Mit der beabsichtigten Neufassung der Unfallfolgen des Ereignisses
vom 11.07.1989 bringt die Beklagte zum Ausdruck, dass sie nur noch eine Zerrung /
Verstauchung des rechten Kniegelenkes als denkbaren Versicherungsfall i.S.d. Â§ 8
Abs. 1 S. 1 SGB VII anerkennt. Da diese Verletzungen aber zwischenzeitlich
folgenlos ausgeheilt seien, sei wegen dieser Verletzungen keine weitere
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit gegeben und MaÃ�nahmen nach den Â§Â§27 ff. SGB VII
nicht zu erbringen. Vor diesem Hintergrund erklÃ¤rt sich auch die weitere
BegrÃ¼ndung der Bescheidung, welche sich ausschlieÃ�lich mit der Neubewertung
der Unfallfolgen beschÃ¤ftigt, ohne dabei hinsichtlich mÃ¶glicher
BehandlungsansprÃ¼che des KlÃ¤gers wegen anderer Unfallfolgen erkennbar in die
inhaltliche SachprÃ¼fung einzusteigen. Es ist nicht erkennbar, dass die Frage nach
einer BehandlungsbedÃ¼rftigkeit gerade im Hinblick auf konkrete
HeilbehandlungsmaÃ�nahmen des KlÃ¤gers nach Â§Â§ 27 ff. SGB VII geprÃ¼ft
worden wÃ¤re, so dass den AusfÃ¼hrungen nur der dargestellte Gehalt einer
Pauschalablehnung aller weiteren Leistungen nach dem SGB VII beizumessen ist,
die als â��Annexfloskelâ�� bloÃ�en Hinweischarakter hat. Eine selbststÃ¤ndige
Regelungsbedeutung neben der Verneinung eines Versicherungsfalles in Bezug auf
weitere Unfallfolgen im rechten Knie des KlÃ¤gers ist fÃ¼r diesen Hinweis nicht
erkennbar.

Â 

3. Trotz entsprechenden Hinweis des Gerichtes im Verhandlungstermin vom
23.09.2022 hat sich die KlÃ¤gerseite entschieden, den Klageantrag auch auf die
Korrektur einer nicht vorhandenen Ablehnungsentscheidung und die
Geltendmachung etwaiger Leistungsrechte zu erstrecken. Das Gericht muss die
anwaltliche Klageantragstellung in diesem Zusammenhang daher als bewusste
Entscheidung werten und hat die entsprechende Klage in diesem Punkt daher als
unzulÃ¤ssig abzuweisen.

Â 

VI. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem Ausgang des
Verfahrens Rechnung.

Â 

Â 

Â 

Rechtsmittelbelehrung:

Â 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.
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Â 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim

Â 

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, ZweigertstraÃ�e 54, 45130
Essen

Â 

schriftlich oder mÃ¼ndlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
GeschÃ¤ftsstelle einzulegen.

Â 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem

Â 

Sozialgericht Duisburg, MÃ¼lheimer StraÃ�e 54, 47057 Duisburg

Â 

schriftlich oder mÃ¼ndlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
GeschÃ¤ftsstelle eingelegt wird.

Â 

Die Berufungsschrift muss bis zum Ablauf der Frist bei einem der vorgenannten
Gerichte eingegangen sein. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen
bestimmten Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben.

Â 

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

Â 

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

Â 

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.
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Â 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Ã�ber das
Justizportal des Bundes und der LÃ¤nder (www.justiz.de) kÃ¶nnen nÃ¤here
Informationen abgerufen werden.

Â 

ZusÃ¤tzlich wird darauf hingewiesen, dass einem Beteiligten auf seinen Antrag fÃ¼r
das Verfahren vor dem Landessozialgericht unter bestimmten Voraussetzungen
Prozesskostenhilfe bewilligt werden kann.

Â 

Gegen das Urteil steht den Beteiligten die Revision zum Bundessozialgericht unter
Ã�bergehung der Berufungsinstanz zu, wenn der Gegner schriftlich zustimmt und
wenn sie von dem Sozialgericht auf Antrag durch Beschluss zugelassen wird. Der
Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des
Urteils bei dem Sozialgericht Duisburg schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des
Gegners ist dem Antrag beizufÃ¼gen.

Â 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab,
so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von
neuem, sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und
Frist gestellt und die ZustimmungserklÃ¤rung des Gegners beigefÃ¼gt war.

Â 

Die Einlegung der Revision und die Zustimmung des Gegners gelten als Verzicht auf
die Berufung, wenn das Sozialgericht die Revision zugelassen hat.

Â 

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zu ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r die
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nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Absatz 4 Nummer 2 SGG zur VerfÃ¼gung
steht (Â§ 65d SGG).

Erstellt am: 26.10.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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